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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Neuausrichtung der Bundeswehr
(Bundeswehrneuausrichtungsgesetz – BwNeuAusrG)

A. Zielsetzung
Umsetzung des Beschlusses der Bundesregierung vom 14. Juni 2000 zur kon-
zeptionellen und planerischen Neuausrichtung der Bundeswehr. Insbesondere
sollen
1. die gesetzliche Dauer des Grundwehrdienstes von bisher zehn auf neun Mo-

nate verkürzt, dessen abschnittsweise Ableistung ermöglicht und die Wehr-
dienstart der Verfügungsbereitschaft aufgehoben,

2. die unausgewogene Altersstruktur der Offiziere und Unteroffiziere dauerhaft
bereinigt und

3. die gesetzlichen Voraussetzungen zur Neuordnung der Laufbahnen der Sol-
daten geschaffen werden.

Weiterhin sollen wehrdienstbeschädigte Soldaten unter bestimmten Vorausset-
zungen so behandelt werden, dass sie keine Status- und dienstrechtlichen Nach-
teile erleiden.

B. Lösung
Vornahme von Änderungen im Wehrpflichtgesetz sowie Folgeänderungen,
Schaffung eines Personalanpassungsgesetzes, wonach in den Jahren 2002 bis
2006 bis zu 3 000 Berufssoldaten ab dem 50. Lebensjahr bei Vorliegen eines
dienstlichen Interesses vorzeitig in den Ruhestand versetzt werden können, und
Änderungen des Soldatengesetzes.

C. Alternativen
Keine
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D. Kosten der öffentlichen Haushalte
1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
Die (Netto-)Mehrkosten aufgrund des Gesetzentwurfs belaufen sich im Vertei-
digungshaushalt für 2002 auf rund 84,67 Mio. DM, in den Folgejahren bis 2011
auf insgesamt rund 1,65 Mrd. DM.
2. Vollzugsaufwand
Entfällt

E. Sonstige Kosten
Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, besonders das Ver-
braucherpreisniveau, entstehen nicht.
Mit der Einführung des abschnittsweisen Grundwehrdienstes können Kosten
bei Wirtschaftsunternehmen entstehen; sie sind jedoch nicht quantifizierbar.
Durch administrative Maßnahmen, insbesondere Schaffung von Planungssi-
cherheit durch Einbindung der Arbeitgeber bei der Festlegung der Wehrdienst-
abschnitte, wird sichergestellt, dass die Belastungen sich in einem vertretbaren
Rahmen halten.
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltsübersicht

Artikel 1: Änderung des Wehrpflichtgesetzes

Artikel 2: Änderung des Soldatengesetzes

Artikel 3: Änderung der Soldatenurlaubsverordnung

Artikel 4: Gesetz zur Anpassung der Personalstärke
der Streitkräfte

Artikel 5: Änderung des Wehrsoldgesetzes

Artikel 6: Änderung der Verordnung über die Vergütung
für Soldaten mit besonderer zeitlicher
Belastung

Artikel 7: Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes

Artikel 8: Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes

Artikel 9: Änderung des Zivildienstgesetzes

Artikel 10: Änderung des Zivildienstvertrauensmann-
Gesetzes

Artikel 11: Änderung des Versorgungsreform-
gesetzes 1998

Artikel 12: Änderung der Verordnung über den erhöhten
Wehrsold für Soldaten mit besonderer zeitlicher
Belastung

Artikel 13: Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch

Artikel 14: Änderung der Gesamtbeitragsverordnung

Artikel 15: Änderung des Wehrstrafgesetzes

Artikel 16: Änderung des Gesetzes über den
Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages

Artikel 17: Änderung der Wehrdisziplinarordnung

Artikel 18: Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Artikel 19: Bekanntmachungserlaubnis

Artikel 20: Inkrafttreten

Artikel 1

Änderung des Wehrpflichtgesetzes

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 15. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1756), zuletzt
geändert durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:

1. Der Bezeichnung „Wehrpflichtgesetz“ wird die Abkür-
zung „(WPflG)“ angefügt.

2. Nach der Überschrift wird die Inhaltsübersicht wie folgt
gefasst:

„Inhaltsübersicht
Abschnitt 1
Wehrpflicht

Unterabschnitt 1
Umfang der Wehrpflicht

§ 1 Allgemeine Wehrpflicht
§ 2 Wehrpflicht der Ausländer und Staatenlosen
§ 3 Inhalt und Dauer der Wehrpflicht

Unterabschnitt 2
Wehrdienst

§ 4 Arten des Wehrdienstes
§ 5 Grundwehrdienst
§ 6 Wehrübungen
§ 6a Besondere Auslandsverwendung
§ 6b Freiwilliger zusätzlicher Wehrdienst im

Anschluss an den Grundwehrdienst
§ 7 Anrechnung von freiwillig geleistetem

Wehrdienst und von geleistetem Zivildienst
§ 8 Wehrdienst in fremden Streitkräften;

Anrechnung von Wehrdienst und anderen
Diensten in fremden Staaten

§ 8a Tauglichkeitsgrade; Verwendungsgrade
Unterabschnitt 3

Wehrdienstausnahmen
§ 9 Wehrdienstunfähigkeit
§ 10 Ausschluss vom Wehrdienst
§ 11 Befreiung vom Wehrdienst
§ 12 Zurückstellung vom Wehrdienst
§ 13 Unabkömmlichstellung
§ 13a Zivilschutz oder Katastrophenschutz
§ 13b Entwicklungsdienst

Abschnitt 2
Wehrersatzwesen

§ 14 Wehrersatzbehörden
§ 15 Erfassung
§ 16 Zweck der Musterung
§ 17 Durchführung der Musterung
§ 18 (weggefallen)
§ 19 Verfahrensgrundsätze
§ 20 Zurückstellungsanträge
§ 20a Eignungsuntersuchung und

Eignungsfeststellung nach der Musterung
§ 20b Überprüfungsuntersuchung; Anhörung
§ 21 Einberufung

Entwurf eines Gesetzes zur Neuausrichtung der Bundeswehr
(Bundeswehrneuausrichtungsgesetz – BwNeuAusrG)
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§ 22 Verfahrensvorschrift
§ 23 Heranziehung von gedienten Wehrpflichtigen
§ 24 Wehrüberwachung
§ 24a Änderungsdienst
§ 24b Aufenthaltsfeststellungsverfahren

Abschnitt 3
Personalakten und automatisierte
Verarbeitung von Personaldaten

§ 25 Personalakten ungedienter Wehrpflichtiger
§ 26 Personalakten von Kriegsdienstverweigerern
§ 27 Verfahrensvorschriften

Abschnitt 4
Beendigung des Wehrdienstes und Verlust

des Dienstgrades
§ 28 Beendigungsgründe
§ 29 Entlassung
§ 29a Verlängerung des Wehrdienstes bei stationärer

truppenärztlicher Behandlung
§ 29b Verlängerung des Wehrdienstes aus sonstigen

Gründen
§ 30 Ausschluss aus der Bundeswehr und Verlust

des Dienstgrades
§ 31 Wiederaufnahme des Verfahrens

Abschnitt 5
Rechtsbehelfe; Rechtsmittel

§ 32 Rechtsweg
§ 33 Besondere Vorschriften für das Vorverfahren
§ 34 Rechtsmittel gegen die Entscheidungen des

Verwaltungsgerichts
§ 35 Besondere Vorschriften für die

Anfechtungsklage
Abschnitt 6

Übergangs- und Schlussvorschriften
§ 36 Wehrüberwachung von Angehörigen der

Reserve
§ 37 (weggefallen)
§ 38 (weggefallen)
§ 39 Verleihung eines höheren Dienstgrades
§ 40 Dienstgrad bei militärfachlicher Verwendung
§ 41 Wehrpflicht bei Zuzug
§ 42 Sondervorschriften für Polizeivollzugsbeamte
§ 42a Grenzschutzdienstpflicht
§ 43 Wehrpflichtige außerhalb der Bundesrepublik

Deutschland
§ 44 Zustellung, Vorführung und Zuführung
§ 45 Bußgeldvorschrift
§ 46 Stadtstaatklausel
§ 47 (weggefallen)

§ 48 Vorschriften für den Bereitschafts- und
Verteidigungsfall

§ 49 Erfassung und Musterung von Wehrpflichtigen
für bestimmte Aufgaben

§ 50 Zuständigkeit für den Erlass von
Rechtsverordnungen

§ 51 Einschränkung von Grundrechten
§ 52 Übergangsvorschriften“

3. Vor § 1 werden die Überschriften wie folgt gefasst:
„Abschnitt 1
Wehrpflicht

Unterabschnitt 1
Umfang der Wehrpflicht“.

4. In § 1 Abs. 1 wird das Wort „achtzehnten“ durch die
Zahl „18.“ ersetzt.

5. § 3 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „siebzehnten“

durch die Zahl „17.“ ersetzt.
b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „fünfundvierzigste“

durch die Zahl „45.“ ersetzt.
c) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „sechzigste“ durch

die Zahl „60.“ ersetzt.
d) In Absatz 5 wird das Wort „sechzigste“ durch die

Zahl „60.“ ersetzt.
6. Die Überschrift vor § 4 wird wie folgt gefasst:

„Unterabschnitt 2
Wehrdienst“.

7. § 4 Abs. 1 Nr. 2 wird aufgehoben.
8. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Grundwehrdienst leisten Wehrpflichtige, die

zu dem für den Dienstbeginn festgesetzten Zeitpunkt
das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Ab-
weichend hiervon leisten Grundwehrdienst Wehr-
pflichtige, die zu dem für den Dienstbeginn festge-
setzten Zeitpunkt
1. das 28. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,

wenn sie
a) wegen einer Zurückstellung nach § 12 nicht

vor Vollendung des 25. Lebensjahres zum
Grundwehrdienst herangezogen werden konn-
ten und der Zurückstellungsgrund entfallen ist,

b) sich vor Vollendung des 25. Lebensjahres min-
destens zeitweise ohne die nach § 3 Abs. 2 er-
forderliche Genehmigung außerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland aufgehalten haben,

c) nach § 29 Abs. 6 Satz 1 als aus dem Grund-
wehrdienst entlassen gelten und nach Absatz 3
Satz 1 eine Nachdienverpflichtung zu erfüllen
haben oder

d) nach Vollendung des 24. Lebensjahres auf ihre
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer ver-
zichten, es sei denn, dass sie im Zeitpunkt des
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Verzichts wegen Überschreitens der bis zu die-
sem Zeitpunkt maßgeblichen Altersgrenze nicht
mehr zum Zivildienst einberufbar sind und sich
nicht im Zivildienst befinden;

2. das 32. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
wenn sie

a) wegen ihrer beruflichen Ausbildung wäh-
rend des Grundwehrdienstes vorwiegend mi-
litärfachlich (§ 40) verwendet werden oder

b) wegen einer Verpflichtung zur Leistung
eines Dienstes als Helfer im Zivilschutz oder
Katastrophenschutz (§ 13a) oder wegen
einer Verpflichtung zur Leistung eines Ent-
wicklungsdienstes (§ 13b) vor Vollendung
des 25. Lebensjahres nicht zum Grundwehr-
dienst herangezogen worden sind.

Bei Wehrpflichtigen, die wegen eines Anerken-
nungsverfahrens nach den Vorschriften des Kriegs-
dienstverweigerungsgesetzes nicht mehr vor Voll-
endung des 25. Lebensjahres oder vor Eintritt einer
bis dahin bestehen gebliebenen Wehrdienstaus-
nahme zum Grundwehrdienst einberufen werden
konnten, verlängert sich der Zeitraum, innerhalb
dessen Grundwehrdienst zu leisten ist, um die
Dauer des Anerkennungsverfahrens, nicht jedoch
über die Vollendung des 28. Lebensjahres hinaus.“

b) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 1a ein-
gefügt:

„(1a) Der Grundwehrdienst dauert neun Monate.
Er beginnt in der Regel in dem Kalenderjahr, in
dem der Wehrpflichtige das 19. Lebensjahr voll-
endet. Einem Antrag auf vorzeitige Heranziehung
kann nach Vollendung des 17. Lebensjahres und
soll nach Vollendung des 18. Lebensjahres entspro-
chen werden. Der Antrag Minderjähriger bedarf der
Zustimmung des gesetzlichen Vertreters.“

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Der Grundwehrdienst kann abhängig vom
Bedarf der Streitkräfte zusammenhängend oder ab-
schnittsweise geleistet werden. Wird ein Wehr-
pflichtiger aus Bedarfsgründen zu einem ab-
schnittsweisen Grundwehrdienst herangezogen,
dauert der erste Abschnitt sechs Monate; die weite-
ren Abschnitte werden im Einberufungsbescheid
festgelegt. Zu einem abschnittsweisen Grundwehr-
dienst kann ein Wehrpflichtiger auch herangezogen
werden, wenn er sonst wegen einer besonderen
Härte zurückgestellt werden müsste; Satz 2 findet
insoweit keine Anwendung; weitere Grundwehr-
dienstabschnitte können in diesen Fällen im Rah-
men der Altersgrenze des Absatzes 1 Satz 2 abge-
leistet werden.“

9. § 5a wird aufgehoben.

10. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden das Wort „fünfzehn“ durch die
Zahl „15“ und das Wort „achtzehn“ durch die Zahl
„18“ ersetzt.

b) In Absatz 5 wird das Wort „fünfunddreißigsten“
durch die Zahl „35.“ ersetzt.

11. § 6b wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„Wehrpflichtige, die zum abschnittsweisen
Grundwehrdienst einberufen sind, können
Wehrdienst nach Satz 1 nur leisten, nachdem
sie sich bereit erklärt haben, den Grundwehr-
dienst zusammenhängend zu leisten.“

bb) In dem bisherigen Satz 2 werden das Wort
„zwei“ durch das Wort „einen“ und die Zahl
„13“ durch die Zahl „14“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Bei einer Verpflichtung zum freiwilligen zu-
sätzlichen Wehrdienst oder dessen Verlänge-
rung nach Zustellung des Einberufungsbeschei-
des zum Grundwehrdienst ändert das Kreis-
wehrersatzamt diesen Bescheid entsprechend.“

bb) Folgender Satz 4 wird angefügt:

„Verpflichtet sich ein Wehrpflichtiger, der zum
abschnittsweisen Grundwehrdienst einberufen
ist, zum freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst,
so ändert das Kreiswehrersatzamt den Einbe-
rufungsbescheid auch dahin gehend, dass der
Grundwehrdienst zusammenhängend zu leisten
ist.“

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Gesamtdauer des festgesetzten Wehr-
dienstes kann bis auf die Dauer des Grundwehr-
dienstes verkürzt werden, wenn dies im dienst-
lichen Interesse liegt und der Wehrpflichtige der
Verkürzung zustimmt.“

bb) Folgende Sätze werden angefügt:

„Seiner Zustimmung bedarf es nicht, wenn
seinem Antrag auf Entpflichtung von der Teil-
nahme an besonderen Auslandsverwendungen
gemäß § 6a Abs. 3 Satz 4 stattgegeben wird
und seine Verpflichtungserklärung und Einbe-
rufung zum freiwilligen zusätzlichen Wehr-
dienst mit der erklärten Bereitschaft zur Teil-
nahme an besonderen Auslandsverwendungen
verknüpft wurde. Die Gesamtdauer des festge-
setzten Wehrdienstes soll auch ohne Zustim-
mung des Wehrpflichtigen verkürzt werden,
wenn er durch sein bisheriges Verhalten oder
durch Leistungsdefizite, die auch gesundheitli-
chen Ursprungs sein können, gezeigt hat, dass
er die Eignungs- und Leistungsanforderungen,
die an einen Soldaten zu stellen sind, der frei-
willigen zusätzlichen Wehrdienst leistet, nicht
oder nicht mehr erfüllt. Absatz 2 Satz 3 gilt
sinngemäß.“
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12. § 8a Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Wehrdienstfähige Wehrpflichtige sind nach Maßgabe
des ärztlichen Urteils voll verwendungsfähig, verwen-
dungsfähig mit Einschränkung für bestimmte Tätigkei-
ten und verwendungsfähig mit Einschränkung in der
Grundausbildung und für bestimmte Tätigkeiten.“

13. Die Überschrift vor § 9 wird wie folgt gefasst:
„Unterabschnitt 3

Wehrdienstausnahmen“.
14. § 10 Abs. 3 wird aufgehoben.
15. § 11 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Der Antrag ist frühestens nach Mitteilung der Erfas-
sung durch die Erfassungsbehörde (§ 15 Abs. 1 Satz 2)
und spätestens bis zum Abschluss der Musterung
schriftlich oder zur Niederschrift beim Kreiswehr-
ersatzamt zu stellen, es sei denn, der Befreiungsgrund
tritt erst später ein oder wird später bekannt.“

16. § 13a wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden das Wort „fünfundzwanzigs-
ten“ durch die Zahl „25.“ und das Wort „sie-
ben“ durch das Wort „sechs“ ersetzt.

bb) Nach Satz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 ein-
gefügt:
„Dies gilt auch bei von der zuständigen Be-
hörde genehmigten Unterbrechungen der Mit-
wirkung. Unterbrechungen der Mitwirkung
können nur insoweit genehmigt werden, als die
auf der Mindestverpflichtung beruhende sechs-
jährige Mitwirkung noch bis zur Vollendung
des 32. Lebensjahres erfüllt werden kann.“

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4 und wie folgt
gefasst:
„Auf Verlangen des Bundesministeriums der
Verteidigung ist zwischen diesem und dem
Bundesministerium des Innern oder dem nach
§ 9 des Post- und Telekommunikationssicher-
stellungsgesetzes zuständigen Bundesministe-
rium jeweils die Zahl, bis zu der Freistellungen
möglich sind, unter angemessener Berücksich-
tigung des Personalbedarfs der Bundeswehr,
des Zivilschutzes und des Katastrophenschut-
zes zu vereinbaren.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „sieben“ durch das

Wort „sechs“ ersetzt.
bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„Die nach Absatz 1 Satz 2 genehmigten Unter-
brechungen verlängern die sechsjährige Min-
destmitwirkungszeit um den insgesamt sechs
Monate übersteigenden Zeitraum.“

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Die zuständige Behörde hat dem Kreiswehr-

ersatzamt das Vorliegen sowie den Wegfall der
Voraussetzungen für die Nichtheranziehung des

Wehrpflichtigen zum Wehrdienst anzuzeigen. Das
Kreiswehrersatzamt darf der zuständigen Behörde
auf Ersuchen die ihm im Rahmen der Wehrüberwa-
chung (§ 24) bekannt gewordenen Änderungen der
Wohnung des Wehrpflichtigen zum Zwecke der
Prüfung seiner Verfügbarkeit übermitteln.“

17. In § 13b Abs. 1 wird das Wort „dreißigsten“ durch die
Zahl „30.“ ersetzt.

18. In der Überschrift vor § 14 werden die Zahl „II“ durch
die Zahl „2“ ersetzt und die Überschrift „1. Wehrer-
satzbehörden“ gestrichen.

19. § 14 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 14
Wehrersatzbehörden“.

b) In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „§ 18 Abs. 1
Satz 1 und Satz 2 Halbsatz 1“ durch die Angabe
„§ 16 Abs. 2 Satz 1“ ersetzt.

20. Die Überschrift vor § 15 „2. Erfassung“ wird ge-
strichen.

21. § 15 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 15
Erfassung“.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 3 wird aufgehoben.
bb) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3 und wie folgt

gefasst:
„Die Betroffenen sind verpflichtet, die erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen und sich nach Auf-
forderung persönlich bei der Erfassungsbe-
hörde zu melden.“

c) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort „achtzehnten“
durch die Zahl „18.“ ersetzt.

22. Die Überschrift vor § 16 „3. Heranziehung von unge-
dienten Wehrpflichtigen“ wird gestrichen.

23. § 16 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 5 Abs. 2“

durch die Angabe „§ 5 Abs. 2 Satz 3“ ersetzt.
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „einundzwanzigste“
durch die Zahl „21.“ ersetzt.

bb) Satz 2 Halbsatz 1 wird wie folgt gefasst:
„Männliche Personen können bereits ein halbes
Jahr vor Vollendung des 18. Lebensjahres, Min-
derjährige, die mit Zustimmung des gesetz-
lichen Vertreters den Antrag stellen, vorzeitig
zum Grundwehrdienst herangezogen zu wer-
den, bereits ein halbes Jahr vor Vollendung des
17. Lebensjahres gemustert werden;“.

24. § 17 Abs. 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Das Ergebnis der Untersuchung ist unter An-

gabe des Tauglichkeitsgrades und des Verwendungs-
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grades schriftlich niederzulegen; dem Wehrpflichtigen
ist eine Abschrift auszuhändigen.“

25. § 19 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird aufgehoben.
b) In Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter „dem Wehr-

pflichtigen“ gestrichen.
26. § 20 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Anträge auf Zurückstellung nach § 12 Abs. 2 und 4
sind frühestens nach Mitteilung der Erfassung durch
die Erfassungsbehörde (§ 15 Abs. 1 Satz 2) und spätes-
tens bis zum Abschluss der Musterung schriftlich oder
zur Niederschrift beim Kreiswehrersatzamt zu stellen,
es sei denn, der Zurückstellungsgrund tritt erst später
ein oder wird später bekannt.“

27. Die Überschrift vor § 23 „4. Heranziehung von gedien-
ten Wehrpflichtigen“ wird gestrichen.

28. § 23 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 23
Heranziehung von gedienten Wehrpflichtigen“.

b) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
c) Absatz 3 wird aufgehoben.

29. Die Überschrift vor § 24 „5. Wehrüberwachung“ wird
gestrichen.

30. § 24 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 24
Wehrüberwachung“.

b) In Absatz 1 Satz 2 werden das Wort „sechzigste“
durch die Zahl „60.“, das Wort „fünfundvierzigste“
durch die Zahl „45.“, das Wort „zweiunddreißigste“
durch die Zahl „32.“ sowie nach dem Wort „voll-
enden“ das Komma durch einen Punkt ersetzt und
der letzte Halbsatz gestrichen.

c) Absatz 5 wird aufgehoben.
d) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) Während der Wehrüberwachung haben die
Wehrpflichtigen
1. binnen einer Woche jede Änderung ihrer Woh-

nung dem Kreiswehrersatzamt zu melden, es sei
denn, sie sind innerhalb dieser Frist ihrer allge-
meinen Meldepflicht nach den Vorschriften der
Landesgesetze nachgekommen,

2. Vorsorge zu treffen, dass Mitteilungen der
Wehrersatzbehörde sie unverzüglich erreichen,

3. auf Auffordern der zuständigen Wehrersatzbe-
hörde sich persönlich zu melden – dabei findet
§ 19 Abs. 5 Satz 2 und 3 entsprechend Anwen-
dung –,

4. ausgehändigte Bekleidungs- und Ausrüstungs-
stücke ohne Entschädigung jederzeit erreichbar
sorgfältig aufzubewahren und zu pflegen, sie
nicht außerhalb des Wehrdienstes zu verwen-

den, eine missbräuchliche Benutzung durch
Dritte auszuschließen, den Weisungen zur Be-
handlung der Sachen nachzukommen, die Sa-
chen der zuständigen Dienststelle auf Aufforde-
rung vorzulegen oder zurückzugeben und ihr
Schäden sowie Verluste unverzüglich zu mel-
den,

5. den Wehrdienstausweis, das Personalstammblatt
und den Einberufungsbescheid für den Wehr-
dienst im Verteidigungsfall sorgfältig aufzube-
wahren, diese Urkunden nicht missbräuchlich
zu verwenden, sie auf Aufforderung der zustän-
digen Dienststelle vorzulegen sowie der Wehr-
ersatzbehörde einen Verlust unverzüglich zu
melden,

6. soweit sie in der Bundeswehr gedient haben,
sich zur Verhütung übertragbarer Krankheiten
impfen zu lassen und insoweit ärztliche Ein-
griffe in ihre körperliche Unversehrtheit zu dul-
den,

7. auf Verlangen der zuständigen Wehrersatzbe-
hörde sich im Hinblick auf eine für sie vorge-
sehene sicherheitsempfindliche Tätigkeit in der
Bundeswehr einer erstmaligen Sicherheitsüber-
prüfung und weiteren Sicherheitsüberprüfun-
gen zu unterziehen. Die Durchführung der Si-
cherheitsüberprüfung bestimmt sich nach dem
Sicherheitsüberprüfungsgesetz vom 20. April
1994 (BGBl. I S. 867). Einer Zustimmung des
Wehrpflichtigen bedarf es nicht.

Auf Wehrpflichtige, die nach Ablauf des Jahres, in
dem sie das 32. Lebensjahr vollenden, noch der
Wehrüberwachung unterliegen, findet Satz 1 Nr. 1
zweiter Halbsatz keine Anwendung. Satz 1 Nr. 4
und 5 gilt auch für die Zeit nach Beendigung der
Wehrüberwachung. Die Wehrpflichtigen haben für
schuldhaft verursachte Schäden und Verluste an
ausgehändigten Bekleidungs- und Ausrüstungs-
stücken Geldersatz zu leisten. Die Schadensersatz-
ansprüche verjähren in drei Jahren von dem Zeit-
punkt an, in dem die zuständigen Behörden von
dem Schaden Kenntnis erlangen, ohne Rücksicht
auf diese Kenntnis in 30 Jahren von der Begehung
der Handlung an.“

31. Die Überschrift vor § 24a „6. Änderungsdienst und
Aufenthaltsfeststellung“ wird gestrichen.

32. In § 24a werden das Wort „siebzehn“ durch die Zahl
„17“ und das Wort „zweiunddreißigste“ durch die Zahl
„32.“ ersetzt.

33. Die Überschrift vor § 25 wird wie folgt gefasst:
„Abschnitt 3

Personalakten und automatisierte Verarbeitung
von Personaldaten“.

34. In der Überschrift vor § 28 wird die Zahl „IV“ durch
die Zahl „4“ ersetzt.

35. § 29 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
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„1. mit Ablauf der für den Wehrdienst im Ein-
berufungsbescheid festgesetzten Zeit; dies
gilt nicht, wenn der Endzeitpunkt kalender-
mäßig bestimmt ist, wenn eine Wehrübung
vor Ablauf der im Einberufungsbescheid
festgesetzten Zeit beendet wird (Absatz 7)
oder wenn der Bereitschaftsdienst nach § 6
Abs. 6 angeordnet oder der Verteidigungs-
fall eingetreten ist; Zeiten, für die gegen-
über einem in die Truppe eingegliederten
Soldaten ein Nachdienen gemäß § 5 Abs. 3
Satz 1 Nr. 1, 2, 4 oder 5 seitens des für die
Entlassung zuständigen Vorgesetzten anzu-
ordnen ist, sind, soweit die Nachdienverfü-
gung vor dem Ende der regulären Dienst-
zeit bekannt gegeben werden kann, in die
Entlassungsverfügung einzubeziehen;“.

bb) Nummer 2 wird aufgehoben.
cc) Die bisherige Nummer 2a wird Nummer 2.
dd) In Nummer 3 werden das Wort „sechzigste“

durch die Zahl „60.“ ersetzt und nach dem Wort
„vollendet“ das Komma und die Wörter „im
Falle des § 51 des Soldatengesetzes mit Voll-
endung des fünfundsechzigsten Lebensjahres“
gestrichen.

ee) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
„5. wenn der Einberufungsbescheid aufgehoben

wird, wenn eine zwingende Wehrdienstaus-
nahme vorliegt – in den Fällen des § 11 erst
nach Befreiung durch die Wehrersatz-
behörde – oder wenn innerhalb des ersten
Monats des Grundwehrdienstes im Rahmen
der Einstellungsuntersuchung abschließend
festgestellt wird, dass der Soldat wegen
einer bei Diensteintritt bestehenden Gesund-
heitsstörung dauernd oder voraussichtlich
für einen Zeitraum von mehr als einem
Monat vorübergehend dienstunfähig ist,“.

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird der Punkt am Satzende durch ein

Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz an-
gefügt:
„für Wehrpflichtige, die in einem Wehrdienst-
verhältnis stehen, ohne den Wehrdienst angetre-
ten zu haben, verbleibt es bei der Zuständigkeit
der Wehrersatzbehörden.“

bb) Satz 2 Halbsatz 2 wird wie folgt gefasst:
„das Gleiche gilt, wenn im Rahmen der Einstel-
lungsuntersuchung im Bereitschafts- oder Ver-
teidigungsfall die vorübergehende Wehrdienst-
unfähigkeit oder die Wehrdienstunfähigkeit so-
wie im Frieden im Falle des Grundwehrdienstes
die vorübergehende Dienstunfähigkeit oder die
Dienstunfähigkeit des Soldaten festgestellt
wird.“

c) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Ein Soldat, der sich schuldhaft von seiner Truppe
oder Dienststelle fernhält oder bei dem die Vollzie-

hung des Einberufungsbescheides ausgesetzt ist,
gilt mit dem Tag als entlassen, an dem er hätte ent-
lassen werden müssen, wenn er statt dessen Dienst
geleistet hätte.“

d) In Absatz 7 wird das Wort „Disziplinargewalt“
durch das Wort „Disziplinarbefugnis“ ersetzt.

36. In der Überschrift vor § 32 wird die Zahl „V“ durch die
Zahl „5“ ersetzt.

37. § 33 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 Satz 3 wird aufgehoben.
b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Der Widerspruch gegen den Einberufungsbe-
scheid, der Widerspruch gegen die Aufhebung ei-
nes Einberufungsbescheides und der Widerspruch
gegen den Tauglichkeitsüberprüfungsbescheid ha-
ben keine aufschiebende Wirkung.“

38. § 35 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Anfechtungsklage gegen den Musterungsbe-
scheid, die Anfechtungsklage gegen den Tauglichkeits-
überprüfungsbescheid, die Anfechtungsklage gegen
den Einberufungsbescheid und die Anfechtungsklage
gegen die Aufhebung des Einberufungsbescheides
haben keine aufschiebende Wirkung.“

39. In der Überschrift vor § 36 wird die Zahl „VI“ durch
die Zahl „6“ ersetzt.

40. In § 41 Abs. 2 Satz 1 werden das Wort „achtzehnten“
durch die Zahl „18.“ und das Wort „sechzigste“ durch
die Zahl „60.“ ersetzt.

41. § 44 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Nicht begünstigende Bescheide auf Grund die-

ses Gesetzes sind zuzustellen. Bei einem Minderjähri-
gen ist an diesen selbst zuzustellen. Ein Einberufungs-
bescheid zu einer Wehrübung, die als Bereitschafts-
dienst angeordnet ist (§ 6 Abs. 6) oder als Alarmübung
nicht länger als drei Tage dauert, kann auch mittels ge-
wöhnlichen Standardbriefes mit dem Vermerk „Vor-
rangpost“ oder in entsprechender Anwendung des § 5
des Verwaltungszustellungsgesetzes unmittelbar durch
die Truppe zugestellt werden.“

42. § 45 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 4 wird je-

weils die Angabe „§ 15 Abs. 1 Satz 4“ durch die
Angabe „§ 15 Abs. 1 Satz 3“ ersetzt.

b) In Nummer 1 Buchstabe c und Nummer 5 wird je-
weils die Angabe „§ 23 Abs. 1 Satz 4“ durch die
Angabe „§ 23 Satz 4“ ersetzt.

c) Nummer 3 wird aufgehoben.
43. § 48 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 wird das Wort „siebzehn-
ten“ durch die Zahl „17.“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Angabe „Absatz 1 Nr. 1
Satz 2, Nr. 3 bis 5“ durch die Angabe „Absatz 1
Satz 1 Nr. 1 Satz 2, Nr. 3 bis 5“ und unter
Nummer 1 das Wort „achtundvierzig“ durch die
Zahl „48“ ersetzt.
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44. § 49 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden das Wort „achtzehnten“ durch die

Zahl „18.“ und das Wort „sechzigste“ durch die
Zahl „60.“ ersetzt.

b) In Satz 3 wird das Wort „fünfundvierzigste“ durch
die Zahl „45.“ ersetzt.

45. § 52 wird wie folgt gefasst:
„§ 52

Übergangsvorschrift aus Anlass des
Änderungsgesetzes vom … (BGBl. I S. …)

(1) Wehrpflichtige, die am 31. Dezember 2001 neun
Monate oder länger Grundwehrdienst geleistet haben,
sind zu entlassen; auf Antrag können sie stattdessen
Grundwehrdienst von der im Einberufungsbescheid
festgesetzten Dauer leisten.

(2) Für nicht unter Absatz 1 fallende Wehrpflichtige,
die gemäß § 5 Abs. 1 Satz 4 in der bis zum 31. Dezem-
ber 2001 geltenden Fassung zu einem länger als neun
Monate dauernden Grundwehrdienst einberufen sind,
ist die Dienstzeit nach Maßgabe von § 5 Abs. 1a Satz 1
neu festzusetzen.

(3) Wehrpflichtige, die gemäß § 8a Abs. 2 Satz 1 in
der bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Fassung
verwendungsfähig für bestimmte Tätigkeiten des
Grundwehrdienstes unter Freistellung von der Grund-
ausbildung beurteilt sind, erhalten mit Inkrafttreten
dieses Gesetzes den Tauglichkeitsgrad nicht wehr-
dienstfähig.

(4) Für Wehrpflichtige, die sich nach bisherigem
Recht zum ehrenamtlichen Dienst als Helfer im Zivil-
schutz oder Katastrophenschutz (§ 13a Abs. 1 Satz 1)
verpflichtet haben, endet die Verpflichtung zur Mitwir-
kung, wenn sie am 31. Dezember 2001 oder später die
ab 1. Januar 2002 vorgesehene Mitwirkungszeit gemäß
§ 13a Abs. 2 Satz 1 erbracht haben.“

Artikel 2
Änderung des Soldatengesetzes

Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Februar 2001 (BGBl. I S. 232, 478), zuletzt geän-
dert durch … des Gesetzes vom …, wird wie folgt geändert:
1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 Satz 3 wird aufgehoben.
b) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort „Disziplinargewalt“

durch das Wort „Disziplinarbefugnis“ ersetzt.
2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) Von einem Soldaten, der sich ohne grobes
Verschulden
1. eine Wehrdienstbeschädigung durch eine Wehr-

dienstverrichtung oder durch einen Unfall wäh-
rend der Ausübung des Wehrdienstes im Sinne
des § 81 Abs. 1 des Soldatenversorgungsgesetzes,

2. eine Wehrdienstbeschädigung im Sinne des § 81
Abs. 2 Nr. 1 oder 3 des Soldatenversorgungs-
gesetzes oder

3. eine gleichgestellte gesundheitliche Schädigung
im Sinne der §§ 63d, 81c und 81d des Soldaten-
versorgungsgesetzes

zugezogen hat, deren Folge Zweifel an seiner Dienst-
fähigkeit begründet, kann bei der Feststellung der
Dienstfähigkeit sowie bei späteren Ernennungs- und
Verwendungsentscheidungen ein geringeres Maß an
körperlicher Eignung verlangt werden.“

3. § 27 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) In der Laufbahngruppe der Unteroffiziere soll für

die Laufbahnen der Feldwebel der Abschluss einer Real-
schule oder der erfolgreiche Besuch einer Hauptschule
und eine förderliche abgeschlossene Berufsausbildung
oder ein als gleichwertig anerkannter Bildungsstand
nachgewiesen werden.“

4. In § 45 Abs. 2 werden die Wörter „militärgeographi-
schen Dienstes“ durch die Wörter „Geoinformations-
dienstes der Bundeswehr“ ersetzt.

5. § 55 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Ein Offizieranwärter, der sich nicht zum Offizier,
ein Sanitätsoffizier-Anwärter, der sich nicht zum
Sanitätsoffizier, ein Militärmusikoffizier-Anwärter,
der sich nicht zum Militärmusikoffizier, ein Feldwe-
belanwärter, der sich nicht zum Feldwebel, und ein
Unteroffizieranwärter, der sich nicht zum Unteroffi-
zier eignen wird, soll unbeschadet des Satzes 1 ent-
lassen werden.“

b) In Absatz 5 wird nach dem Wort „Dienstpflichten“
das Wort „schuldhaft“ eingefügt.

Artikel 3
Änderung der Soldatenurlaubsverordnung

In § 5 Abs. 2 der Soldatenurlaubsverordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Mai 1997 (BGBl. I
S. 1134), die durch … vom … (BGBl. I S. …) geändert
worden ist, werden die Wörter „und Soldaten, die Wehr-
dienst während der Verfügungsbereitschaft leisten“ und das
anschließende Komma gestrichen.

Artikel 4
Gesetz zur Anpassung der Personalstärke

der Streitkräfte
(Personalanpassungsgesetz – PersAnpassG)

Abschnitt 1
Dienstrecht

§ 1
(1) In den Jahren 2002 bis 2006 können bis zu 3 000 Be-

rufssoldaten mit ihrer Zustimmung vor Überschreiten der
für sie maßgeblichen Altersgrenze in den Ruhestand ver-
setzt werden, wenn
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1. sie das 50. Lebensjahr vollendet haben und
2. hiermit die Jahrgangsstrukturen an die Vorgaben des je-

weils gültigen Personalstrukturmodells angepasst wer-
den.
(2) Die Versetzung in den Ruhestand hat zum Ablauf

eines Monats zu erfolgen. Für die Versetzung in den Ruhe-
stand gilt § 44 Abs. 5, 6 Satz 1 bis 3, Satz 4 Halbsatz 2 und
Abs. 7 des Soldatengesetzes entsprechend.

Abschnitt 2
Versorgung

§ 2
Die Versorgung der von § 1 erfassten Berufssoldaten und

der Berufssoldaten, deren Dienstverhältnis nach § 45a des
Soldatengesetzes in das eines Soldaten auf Zeit umgewan-
delt worden ist, sowie ihrer Hinterbliebenen bestimmt sich
nach dem Soldatenversorgungsgesetz nach Maßgabe der
folgenden Vorschriften.

§ 3
(1) § 15 Abs. 1 des Soldatenversorgungsgesetzes findet

auch Anwendung auf Berufssoldaten, die nach § 1 in den
Ruhestand versetzt worden sind.

(2) Im Falle des § 1 erhöht sich die ruhegehaltfähige
Dienstzeit um die Zeit von der Versetzung in den Ruhestand
an bis zum Ablauf des Monats, von dem an der Berufssoldat
ohne diese Regelung frühestens in den Ruhestand hätte ver-
setzt werden können. Unterliegt der Berufssoldat im Falle
des § 1 nur der allgemeinen Altersgrenze des § 44 Abs. 1
des Soldatengesetzes, erhöht sich die ruhegehaltfähige
Dienstzeit um die Zeit von der Versetzung in den Ruhestand
an bis zum Ablauf des Monats, in dem er wegen Erreichens
der allgemeinen Altersgrenze ohne die Regelung des § 1 in
den Ruhestand getreten wäre. Die Sätze 1 und 2 gelten
nicht, soweit diese Zeiten bereits nach anderen Vorschriften
als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden. Sie gelten auch
nicht, soweit diese Zeiten bei Verbleiben im Dienst wegen
Beurlaubung, des Ruhens der Rechte und Pflichten oder aus
sonstigen Gründen nicht als ruhegehaltfähig berücksichtigt
worden wären.

(3) Darüber hinaus gelten § 26 Abs. 2 und 3 sowie § 94b
des Soldatenversorgungsgesetzes entsprechend, soweit sich
nichts Abweichendes aus dem Einigungsvertrag ergibt.

(4) § 17 Abs. 2 Satz 1 des Soldatenversorgungsgesetzes
gilt entsprechend.

(5) Die Erhöhungszeit nach Absatz 2 ist in die Frist des
§ 18 Abs. 1 des Soldatenversorgungsgesetzes einzurechnen.

(6) Wird das Ruhegehalt mindestens aus der Besoldungs-
gruppe A 16 berechnet, vermindert es sich um eins vom
Hundert für jedes Jahr, um das der Berufssoldat vor Er-
reichen der für ihn geltenden besonderen oder allgemeinen
Altersgrenze in den Ruhestand tritt; § 26 Abs. 1 Satz 2
und 4 des Soldatenversorgungsgesetzes gilt entsprechend.
Die Kürzung nach Satz 1 darf fünf vom Hundert der ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge, aus der sich das Ruhegehalt
berechnet, nicht übersteigen.

(7) § 38 des Soldatenversorgungsgesetzes und § 2 Nr. 7
der Soldatenversorgungs-Übergangsverordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. März 1993 (BGBl. I

S. 378), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung
vom 15. Februar 2000 (BGBl. I S. 127), gelten entspre-
chend; hierbei ist § 2 Nr. 7 der Soldatenversorgungs-Über-
gangsverordnung mit der Maßgabe anzuwenden, dass der
einmalige Ausgleich in der Höhe gezahlt wird, wie er bei
frühestmöglicher Zurruhesetzung wegen Überschreitens der
jeweils maßgebenden besonderen Altersgrenze zu zahlen
gewesen wäre.

(8) § 53 des Soldatenversorgungsgesetzes ist mit der
Maßgabe anzuwenden, dass die Versetzung in den Ruhe-
stand nach § 1 als Versetzung in den Ruhestand wegen
Überschreitens einer festgesetzten besonderen Altersgrenze
gilt.

§ 4
Im Falle der Umwandlung eines Dienstverhältnisses im

Sinne des § 45a des Soldatengesetzes bis zum 31. Dezem-
ber 2008 ist § 12 des Soldatenversorgungsgesetzes mit der
Maßgabe anzuwenden, dass die Übergangsbeihilfe für jedes
weitere vollendete Jahr der Wehrdienstzeit von mehr als
zwölf Jahren um ein Zwölftel, höchstens jedoch um acht
Zwölftel der nach § 12 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 3 des Solda-
tenversorgungsgesetzes zustehenden Übergangsbeihilfe zu
erhöhen ist.

Artikel 5
Änderung des Wehrsoldgesetzes

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung
vom 10. Mai 2000 (BGBl. I S. 694), zuletzt geändert durch
… vom (BGBl. I S …), wird wie folgt geändert:
1. Dem § 1 wird folgender neuer Absatz 8 angefügt:

„(8) Soweit Bezüge nach diesem Gesetz dem Kauf-
kraftausgleich nach dem Bundesbesoldungsgesetz unter-
liegen, ist dieser nur vorzunehmen, wenn auch die
Bezüge der Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit am
jeweiligen Standort einem Kaufkraftausgleich unter-
liegen.“

2. § 2 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Soldaten, die ihren Standort im Ausland haben,

erhalten den doppelten Wehrsold, wenn Berufssoldaten
oder Soldaten auf Zeit bei entsprechender Verwendung
in demselben Standort Auslandsdienstbezüge oder Aus-
landstrennungsgeld erhalten. Dieser Wehrsold unterliegt
dem Kaufkraftausgleich nach dem Bundesbesoldungs-
gesetz.“

3. In § 3 Abs. 3 wird die Angabe „§ 7 des Bundesbesol-
dungsgesetzes“ durch die Wörter „dem Bundesbesol-
dungsgesetz“ ersetzt.

4. § 7 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 7 des Bundes-

besoldungsgesetzes“ durch die Wörter „dem Bundes-
besoldungsgesetz“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Zuwendung beträgt 337,50 Deutsche

Mark. Bei Entlassung vor Ablauf des neunmonatigen
Grundwehrdienstes, insbesondere wegen abschnitts-
weiser Dienstleistung, wird eine verminderte Zuwen-
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dung gezahlt, die gemessen am neunmonatigen
Grundwehrdienst tageweise berechnet wird. Bei der
Bemessung der anteiligen Zuwendung sind 30 Tage
je Monat zu Grunde zu legen.“

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Für jeden Tag des freiwilligen zusätzlichen
Wehrdienstes nach § 6b des Wehrpflichtgesetzes be-
trägt die Zuwendung 1,25 Deutsche Mark. Absatz 2
bleibt unberührt.“

5. § 8 Abs. 3 wird aufgehoben.

6. § 8c Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Der Wehrdienstzuschlag beträgt

1. ab dem zehnten Dienstmonat 40 Deutsche Mark,

2. ab dem dreizehnten Dienstmonat 44 Deutsche Mark
und

3. ab dem neunzehnten Dienstmonat 48 Deutsche Mark

für jeden Tag des freiwilligen zusätzlichen Wehr-
dienstes.“

7. § 8g wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt:

„Wird die anspruchsberechtigende Tätigkeit wegen
der Behandlung von Folgen einer Wehrdienstbeschä-
digung unterbrochen, wird die besondere Vergütung
bis zum Ende des sechsten Monats, der auf den Ein-
tritt der Unterbrechung folgt, weitergewährt. Die
Sätze 2 und 3 gelten nicht, wenn für Berufssoldaten
oder Soldaten auf Zeit die Voraussetzungen des § 63c
des Soldatenversorgungsgesetzes vorliegen würden.“

b) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 7 des Bundesbesol-
dungsgesetzes“ durch die Wörter „dem Bundesbesol-
dungsgesetz“ ersetzt.

8. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „einem Monat“ durch
die Angabe „30 Tagen“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Das Entlassungsgeld beträgt 1 350 Deutsche
Mark. Bei Entlassung vor Ablauf des neunmonatigen
Grundwehrdienstes, insbesondere wegen abschnitts-
weiser Dienstleistung, wird ein vermindertes Entlas-
sungsgeld gezahlt, das gemessen am neunmonatigen
Grundwehrdienst tageweise berechnet wird. Dies gilt
auch in den Fällen, in denen der Grundwehrdienst
nach Absatz 4 weniger als neun Monate beträgt. Bei
der Bemessung des anteiligen Entlassungsgeldes sind
30 Tage je Monat zu Grunde zu legen.“

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Für jeden Tag des freiwilligen zusätzlichen
Wehrdienstes nach § 6b des Wehrpflichtgesetzes be-
trägt das Entlassungsgeld fünf Deutsche Mark.
Absatz 2 bleibt unberührt.“

9. In der Anlage 2 Nr. 7 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter
„Dienststellen der Bundeswehr“ durch die Wörter „mili-
tärischen Dienststellen“ ersetzt.

10. Nach § 10 wird folgender neuer § 10a eingefügt:
„§ 10a

Übergangsvorschrift aus Anlass des
Änderungsgesetzes vom … (BGBl. I S. …)

Wehrpflichtige, die am 31. Dezember 2001 neun
Monate oder länger Grundwehrdienst geleistet haben
und nach § 52 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes auf An-
trag Grundwehrdienst von der im Einberufungsbe-
scheid festgesetzten Dauer leisten, erhalten die beson-
dere Zuwendung und das Entlassungsgeld nach Maß-
gabe der bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Fas-
sung dieses Gesetzes.“

Artikel 6
Änderung der Verordnung

über die Vergütung für Soldaten
mit besonderer zeitlicher Belastung

Die Verordnung über die Vergütung für Soldaten mit be-
sonderer zeitlicher Belastung vom 2. Juni 1989 (BGBl. I
S. 1075), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
15. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1726), wird wie folgt ge-
ändert:
1. In § 1 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „zehnten“ durch das

Wort „neunten“ ersetzt.
2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „zehnten“ durch das Wort
„neunten“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird das Wort „elften“ durch das Wort
„zehnten“ ersetzt.

3. § 3 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

„5. mit Feststellung des Spannungs- oder Verteidi-
gungsfalles, nach einem Beschluss gemäß
Artikel 80a Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes
oder der Anordnung von Wehrübungen als Be-
reitschaftsdienst nach § 6 Abs. 6 des Wehr-
pflichtgesetzes und“.

b) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 angefügt:
„6. für Dienste zur Erhöhung der Bereitschaft der

Streitkräfte, die das Bundesministerium der Ver-
teidigung anordnet, um die notwendige Reak-
tionsfähigkeit der Streitkräfte zur Wahrnehmung
ihrer Aufgaben herzustellen.“

Artikel 7
Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes

Das Arbeitsplatzschutzgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Februar 2001 (BGBl. I S. 253), zu-
letzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt
geändert:
1. Der Kurzbezeichnung „Arbeitsplatzschutzgesetz“ wird

die Abkürzung „– ArbPlSchG“ angefügt.
2. In § 16 Abs. 2 werden die Wörter „und des Wehrdienstes

in der Verfügungsbereitschaft“ gestrichen.
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Artikel 8
Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes

Das Unterhaltssicherungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Dezember 1987 (BGBl. I S. 2614),
zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt ge-
ändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsübersicht

Erster Abschnitt
Allgemeine Grundsätze

§ 1 Sicherung des Unterhalts

§ 2 Leistungsarten

§ 3 Familienangehörige

§ 4 Anspruchsvoraussetzungen

§ 4a Antrag

Zweiter Abschnitt
Leistungen zur Unterhaltssicherung

I. Leistungen nach § 2 Nr. 1

§ 5 Allgemeine Leistungen

§ 5a Überbrückungsgeld

§ 5b Besondere Zuwendung

§ 5c Beihilfe bei Geburt eines Kindes

§ 6 Einzelleistungen

§ 7 Sonderleistungen

§ 7a Mietbeihilfe

§ 7b Wirtschaftsbeihilfe

§ 8 (weggefallen)

§ 9 Empfangsberechtigte

§ 10 Bemessungsgrundlage

§ 11 Anrechnung von Einkommen

§ 12 Ersatzansprüche

II. Leistungen nach § 2 Nr. 2

§ 12a Leistungen für Grundwehrdienst leistende
Sanitätsoffiziere

III. Leistungen nach § 2 Nr. 3

§ 13 Verdienstausfallentschädigung

§ 13a Leistungen für Selbständige

§ 13b Entschädigung bei Ausfall sonstiger Einkünfte

§ 13c Mindestleistung

§ 13d Zusammentreffen mehrerer Ansprüche

IV. Gemeinsame Vorschriften

§ 14 Ruhen der Leistungen

§ 15 Steuerfreiheit

§ 16 Überzahlungen

Dritter Abschnitt
Zuständigkeit und Verfahren

§ 17 Zuständigkeit
§ 18 Zahlungsart und Dauer
§ 19 Kosten
§ 20 Auskunfts- und Mitteilungspflicht
§§ 21, 22 (weggefallen)

Vierter Abschnitt
Sonstige Vorschriften

§ 23 Härteausgleich
§ 24 Ordnungswidrigkeit
§ 25 Erlass von Rechtsverordnungen
§ 26 (Inkrafttreten)“.

2. In § 2 Nr. 1 werden die Wörter „oder Wehrdienst in der
Verfügungsbereitschaft“ gestrichen.

3. Dem § 5a wird folgender Satz angefügt:
„Es wird für die gesamte Dauer des Grundwehrdienstes
nur einmal gewährt.“

4. In § 18 Abs. 3 Satz 2 werden nach den Wörtern „der
freiwillige zusätzliche Wehrdienst“ das Komma und die
Wörter „der Wehrdienst in der Verfügungsbereitschaft“
gestrichen.

Artikel 9
Änderung des Zivildienstgesetzes

Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. September 1994 (BGBl. I S. 2811), zuletzt
geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. § 2a Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden das Wort „sechs“ durch das
Wort „sieben“ und das Wort „drei“ durch das Wort
„vier“ ersetzt.

b) In Nummer 2 wird das Wort „sechs“ durch das Wort
„sieben“ ersetzt.

c) In Nummer 5 werden der Punkt durch ein Komma er-
setzt und der Nummer 5 folgende neue Nummer 6
angefügt:
„6. einem Vertreter der kommunalen Spitzenver-

bände.“
2. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Anträge nach § 10 Abs. 2 und nach § 11 Abs. 2
und 4, die nicht gemäß § 11 Abs. 2 Satz 2 und § 20
des Wehrpflichtgesetzes frühestens nach Mitteilung
der Erfassung durch die Erfassungsbehörde (§ 15
Abs. 1 Satz 2 des Wehrpflichtgesetzes) und spätes-
tens bis zum Abschluss der Musterung schriftlich
oder zur Niederschrift beim Kreiswehrersatzamt zu
stellen waren, sind schriftlich oder zur Niederschrift
des Bundesamtes zu stellen.“

b) Absatz 3 wird aufgehoben.
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3. § 14 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden das Wort „fünfundzwanzigsten“
durch die Zahl „25.“ und das Wort „sieben“
durch das Wort „sechs“ ersetzt.

bb) Dem Satz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 ange-
fügt:
„Dies gilt auch bei von der zuständigen Behörde
genehmigten Unterbrechungen der Mitwirkung.
Unterbrechungen der Mitwirkung können nur
insoweit genehmigt werden, als die auf der Min-
destverpflichtung beruhende sechsjährige Mit-
wirkung noch bis zur Vollendung des 32. Lebens-
jahres erfüllt werden kann.“

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Das Bundesamt darf der zuständigen Behörde die
ihm im Rahmen der Zivildienstüberwachung (§ 23)
bekannt gewordenen Änderungen der Wohnung des
anerkannten Kriegsdienstverweigerers zum Zwecke
der Prüfung seiner Verfügbarkeit übermitteln.“

c) In Absatz 3 werden die Wörter „und von den in § 23
Abs. 2 bezeichneten Pflichten befreit ist“ gestrichen.

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „sieben“ durch das Wort

„sechs“ ersetzt.
bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„Die nach Absatz 1 Satz 2 genehmigten Unter-
brechungen verlängern die sechsjährige Mindest-
mitwirkungszeit um den insgesamt sechs Monate
übersteigenden Zeitraum.“

4. In § 14a Abs. 1 wird das Wort „dreißigsten“ durch die
Zahl „30.“ ersetzt.

5. § 14b wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nr. 1 wird das Wort „fünfundzwanzigs-

ten“ durch die Zahl „25.“ ersetzt.
b) In Absatz 2 wird das Wort „siebenundzwanzigsten“

durch die Zahl „27.“ ersetzt.
6. § 15a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „vierundzwanzigs-
ten“ durch die Zahl „24.“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „siebenundzwan-
zigsten“ durch die Zahl „27.“ ersetzt.

7. § 23 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „zweiunddrei-

ßigste“ durch die Zahl „32.“ ersetzt.
b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Während der Zivildienstüberwachung haben
die anerkannten Kriegsdienstverweigerer dem Bun-
desamt binnen einer Woche jede Änderung ihrer
Wohnung zu melden, es sei denn, sie sind innerhalb
dieser Frist ihrer allgemeinen Meldepflicht nach den
Vorschriften der Landesmeldegesetze nachgekom-
men. Ferner haben die anerkannten Kriegsdienstver-
weigerer dem Bundesamt unverzüglich zu melden

1. die Absicht, ihrem ständigen Aufenthaltsort län-
ger als acht Wochen fernzubleiben,

2. den Eintritt von Tatsachen, die eine Zivil-
dienstausnahme nach den §§ 8, 9, 10 Abs. 1, § 11
Abs. 1 und 3 sowie den §§ 14 bis 15 begründen,

3. den Wegfall der Voraussetzungen einer Heranzie-
hung zum Zivildienst in zeitlich getrennten Ab-
schnitten (§ 24 Abs. 3) und den vorzeitigen Weg-
fall der Voraussetzungen einer Zurückstellung,

4. den Abschluss und einen Wechsel ihrer beruf-
lichen Ausbildung sowie einen Wechsel ihres Be-
rufes, wenn sie für besondere Aufgaben im Zivil-
dienst vorgesehen sind.

Die anerkannten Kriegsdienstverweigerer haben Vor-
sorge zu treffen, dass Mitteilungen des Bundesamtes
sie ohne Verzögerung erreichen können.“

c) In Absatz 6 Nr. 4 wird die Angabe „§§ 14 bis 15a“
durch die Angabe „§§ 14a bis 15a“ ersetzt.

8. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „fünfundzwanzigste“
durch die Zahl „25.“ ersetzt.

bb) Die Sätze 2 und 3 werden wie folgt neu gefasst:

„Abweichend von Satz 1 leisten Zivildienst
Dienstpflichtige, die zu dem für den Dienstbe-
ginn festgesetzten Zeitpunkt das 28. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben, wenn sie

1. wegen einer Zurückstellung nach § 11 nicht
vor Vollendung des 25. Lebensjahres zum Zi-
vildienst herangezogen werden konnten und
der Zurückstellungsgrund entfallen ist,

2. wegen einer Verpflichtung zur Leistung eines
anderen Dienstes im Ausland (§ 14b) oder
wegen der Ableistung eines freien Arbeitsver-
hältnisses (§ 15a) nicht bis zur Vollendung
des 27. Lebensjahres zum Zivildienst heran-
gezogen werden konnten,

3. sich vor Vollendung des 25. Lebensjahres
mindestens zeitweise ohne die nach § 23
Abs. 4 erforderliche Genehmigung außerhalb
der Bundesrepublik Deutschland aufgehalten
haben oder

4. nach § 44 Abs. 2 als aus dem Zivildienst ent-
lassen gelten und nach Absatz 4 eine Nach-
dienverpflichtung zu erfüllen haben.

Abweichend von den Sätzen 1 und 2 leisten Zi-
vildienst Dienstpflichtige, die zu dem für den
Dienstbeginn festgesetzten Zeitpunkt das 32. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, wenn sie

1. wegen ihrer beruflichen Ausbildung während
des Grundwehrdienstes vorwiegend militär-
fachlich (§ 5 Abs. 1 und § 40 des Wehrpflicht-
gesetzes) verwendet worden wären oder ver-
wendet worden sind oder
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2. wegen einer Verpflichtung zur Leistung
eines Dienstes als Helfer im Zivilschutz
oder Katastrophenschutz (§ 14) oder wegen
einer Verpflichtung zur Leistung eines Ent-
wicklungsdienstes (§ 14a) vor Vollendung
des 25. Lebensjahres nicht zum Zivildienst
herangezogen worden sind.“

cc) In Satz 4 werden das Wort „fünfundzwanzigs-
ten“ durch die Zahl „25.“ und das Wort „acht-
undzwanzigsten“ durch die Zahl „28.“ ersetzt.

b) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:

„Bei einem abschnittsweisen Zivildienst entspre-
chend § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Wehrpflicht-
gesetzes dauert der erste Abschnitt sieben Monate.
Die weiteren Abschnitte werden im Einberufungs-
bescheid festgelegt.“

c) In Absatz 3 wird die Angabe „nach § 11 Abs. 4
über den in § 13 Abs. 1 Satz 2 bestimmten Zeit-
punkt hinaus“ durch die Wörter „wegen einer be-
sonderen Härte“ ersetzt.

9. In § 44 Abs. 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „ohne
dazu die ausdrückliche Erlaubnis zu besitzen,“ die
Wörter „oder ist bei ihm die Vollziehung des Einberu-
fungsbescheides ausgesetzt,“ eingefügt.

10. In § 60 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „dreißig“ durch
die Zahl „30“ ersetzt.

11. § 74 wird wie folgt gefasst:

„§ 74
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung

des Widerspruchs und der Klage

(1) Der Widerspruch gegen den Einberufungsbe-
scheid, der Widerspruch gegen die Aufhebung eines
Einberufungsbescheides, der Widerspruch gegen den
Tauglichkeitsüberprüfungsbescheid und der Wider-
spruch gegen den Umwandlungsbescheid nach § 19
Abs. 2 haben keine aufschiebende Wirkung.

(2) Die Anfechtungsklage gegen den Tauglichkeits-
überprüfungsbescheid, die Anfechtungsklage gegen
den Einberufungsbescheid, die Anfechtungsklage ge-
gen die Aufhebung des Einberufungsbescheides, die
Anfechtungsklage gegen einen Umwandlungsbe-
scheid nach § 19 Abs. 2 sowie die Anfechtungsklage
gegen einen die Verfügbarkeit feststellenden Bescheid
haben keine aufschiebende Wirkung. Vor Anordnung
der aufschiebenden Wirkung oder Aufhebung der Voll-
ziehung hat das Gericht das Bundesamt zu hören.“

12. § 81 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird die Angabe „22. Dezember
1999 (BGBl. I S. 2534)“ durch die Angabe „…“
ersetzt.

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Zivildienstpflichtige, die sich am 31. Dezember
2001 im Zivildienstverhältnis befinden und zehn
Monate oder länger Zivildienst geleistet haben, sind
mit Ablauf dieses Tages zu entlassen.“

c) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Für nicht unter Absatz 1 fallende Zivildienst-
pflichtige, die nach § 24 Abs. 2 Satz 1 dieses Geset-
zes in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Satz 4 des Wehr-
pflichtgesetzes in der bis zum Inkrafttreten dieses
Gesetzes gültigen Fassung zu einem länger als zehn
Monate dauernden Zivildienst einberufen sind, ist
die Dienstzeit nach Maßgabe von § 24 Abs. 2
Satz 1 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 5
Abs. 1a Satz 1 des Wehrpflichtgesetzes neu festzu-
setzen.“

d) In Absatz 3 werden die Angabe „30. Juni 2000“
durch die Angabe „31. Dezember 2001“ und die
Angabe „1. Juli 2000“ durch die Angabe „1. Januar
2002“ ersetzt.

e) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Für anerkannte Kriegsdienstverweigerer, die
sich nach dem bisherigen Recht zum ehrenamt-
lichen Dienst als Helfer im Zivilschutz oder Ka-
tastrophenschutz (§ 14 Abs. 1 Satz 1) verpflichtet
haben, endet die Verpflichtung zur Mitwirkung,
wenn sie am 31. Dezember 2001 oder später die ab
1. Januar 2002 vorgesehene Mitwirkungszeit ge-
mäß § 14 Abs. 4 erbracht haben.“

Artikel 10
Änderung des Zivildienstvertrauensmann-

Gesetzes
Das Zivildienstvertrauensmann-Gesetz vom 16. Januar

1991 (BGBl. I S. 47, 53), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 27. September 2000 (BGBl. I S. 1393), wird wie folgt
geändert:

1. In § 2 Abs. 4 Nr. 2 werden die Wörter „innerhalb der
letzten zwölf Monate“ gestrichen.

2. § 7 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Amtszeit des Vertrauensmannes beginnt mit
dem Tag der Wahl oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch
ein Vertrauensmann im Amt ist, mit dem Ablauf von
dessen Amtszeit. Endet der Zivildienst oder der Lehr-
gang des Vertrauensmannes, so endet auch seine Amts-
zeit. Die Amtszeit eines Stellvertreters beginnt mit dem
Tag der Wahl, frühestens jedoch mit Beginn der Amts-
zeit des von ihm vertretenen Vertrauensmannes; sie
endet mit dem Ende seines Zivildienstes oder seines
Lehrgangs.“

3. In § 15 Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „Kalenderjahr“
durch das Wort „Kalenderhalbjahr“ ersetzt.

Artikel 11
Änderung des Versorgungsreformgesetzes 1998
Artikel 4 Nr. 3 des Versorgungsreformgesetzes 1998 vom

29. Juni 1998 (BGBl. I S. 1666, 3128), das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Dezember 2000 (BGBl. I
S. 1815) geändert worden ist, wird wie folgt neu gefasst:
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‚3. § 45 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird die Zahl „61.“ durch die Zahl „62.“

ersetzt.
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Als besondere Altersgrenzen der Berufssolda-
ten mit Ausnahme der Offiziere des Sanitätsdienstes,
des Militärmusikdienstes und des Geoinformations-
dienstes der Bundeswehr werden festgesetzt:
1. die Vollendung des 61. Lebensjahres für Oberste,
2. die Vollendung des 59. Lebensjahres für Oberst-

leutnante,
3. die Vollendung des 57. Lebensjahres für Majore

und Stabshauptleute,
4. die Vollendung des 55. Lebensjahres für Leut-

nante, Oberleutnante und Hauptleute,
5. die Vollendung des 54. Lebensjahres für Berufs-

unteroffiziere,
6. die Vollendung des 41. Lebensjahres für Offiziere,

die in strahlgetriebenen Kampfflugzeugen als
Flugzeugführer oder Waffensystemoffizier ver-
wendet werden, die Vollendung des 40. Lebens-
jahres, soweit sie wehrfliegerverwendungsunfä-
hig sind.“ ‘

Artikel 12
Änderung der Verordnung

über den erhöhten Wehrsold für Soldaten
mit besonderer zeitlicher Belastung

Die Verordnung über den erhöhten Wehrsold für Solda-
ten mit besonderer zeitlicher Belastung vom 2. Juni 1989
(BGBl. I S. 1076), zuletzt geändert durch Artikel 8 des
Gesetzes vom 15. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1762), wird
wie folgt geändert:
1. In § 1 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „zehnten“ durch das

Wort „neunten“ ersetzt.
2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „zehnten“ durch das Wort
„neunten“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird das Wort „elften“ durch das Wort
„zehnten“ ersetzt.

3. § 3 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. neben doppeltem Wehrsold nach § 2 Abs. 3 des
Wehrsoldgesetzes, einem Dienstgeld nach § 8 des
Wehrsoldgesetzes, einem Leistungszuschlag nach
§ 8a des Wehrsoldgesetzes oder einem Auslands-
verwendungszuschlag nach § 8f des Wehrsold-
gesetzes,“.

b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
„4. mit Feststellung des Spannungs- oder Verteidi-

gungsfalles, nach einem Beschluss gemäß
Artikel 80a Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes oder
der Anordnung von Wehrübungen als Bereit-
schaftsdienst nach § 6 Abs. 6 des Wehrpflichtge-
setzes und“.

c) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 angefügt:

„5. für Dienste zur Erhöhung der Bereitschaft der
Streitkräfte, die das Bundesministerium der Ver-
teidigung anordnet, um die notwendige Reak-
tionsfähigkeit der Streitkräfte zur Wahrnehmung
ihrer Aufgaben herzustellen.“

Artikel 13
Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch – Arbeitsförderung –

(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I
S. 594), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:

1. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 Buchstabe b werden nach dem
Wort „haben“ die Angabe „(§ 119)“ eingefügt
und die Wörter „die Versicherungspflicht nach
diesem Buch begründet,“ gestrichen.

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

„3. Personen, die im Anschluss an den Grund-
wehrdienst freiwilligen zusätzlichen Wehr-
dienst nach § 6b des Wehrpflichtgesetzes
leisten, wenn die Gesamtdauer des Wehr-
dienstes mindestens 14 Monate umfasst,“.

b) In Absatz 4 Nr. 1 wird das Wort „zwei“ durch das
Wort „vier“ ersetzt.

2. In § 123 Satz 1 Nr. 2 wird das Wort „zehn“ durch das
Wort „sechs“ ersetzt.

3. § 127 Abs. 2a wird wie folgt gefasst:

„(2a) Für einen Anspruch, der allein auf Zeiten eines
Versicherungspflichtverhältnisses als Wehrdienstleisten-
der oder Zivildienstleistender beruht (§ 123 Satz 1
Nr. 2), beträgt die Dauer des Anspruchs

1. nach einem Versicherungspflichtverhältnis mit einer
Dauer von mindestens sechs Monaten drei Monate
und

2. nach einem Versicherungspflichtverhältnis mit einer
Dauer von mindestens acht Monaten vier Monate.“

4. § 130 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2a wird aufgehoben.

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Saisonarbeit-
nehmern“ die Wörter „sowie bei Wehrdienstleisten-
den und Zivildienstleistenden“ eingefügt.

5. Nach § 434c wird folgender § 434d eingefügt:

„§ 434d
Bundeswehrneuausrichtungsgesetz

Die §§ 26 und 127 in der vor dem [Tag des Inkraft-
tretens des Gesetzes] geltenden Fassung sind auf An-
sprüche auf Arbeitslosengeld weiterhin anzuwenden,
wenn der Wehrdienst oder der Zivildienst vor dem [Tag
des Inkrafttretens des Gesetzes] begonnen hat.“
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Artikel 14
Änderung der Gesamtbeitragsverordnung

Die Gesamtbeitragsverordnung vom 8. Januar 1998
(BGBl. I S. 60), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt
geändert:
1. In § 2 wird nach Absatz 4 folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Abweichend von Absatz 4 Satz 2 sind für das
Jahr 2002 für die Zeit ab dem 1. Juli die Vomhundert-
sätze zugrunde zu legen, die für das Jahr 2003 gelten.“

2. § 3 wird aufgehoben.
3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Text wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 ist der
Gesamtbeitrag für das Beitragsjahr 2002 bis zum
31. März 2004 zu zahlen.“

Artikel 15
Änderung des Wehrstrafgesetzes

Das Wehrstrafgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 24. Mai 1974 (BGBl. I S. 1213), zuletzt ge-
ändert durch … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …), wird
wie folgt geändert:
1. In § 38 wird jeweils das Wort „Disziplinargewalt“ durch

das Wort „Disziplinarbefugnis“ ersetzt.
2. In der Überschrift zu § 39 wird das Wort „Disziplinarge-

walt“ durch das Wort „Disziplinarbefugnis“ ersetzt.

Artikel 16
Änderung des Gesetzes über den

Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages
In § 3 Nr. 5 des Gesetzes über den Wehrbeauftragten

des Deutschen Bundestages in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. Juni 1982 (BGBl. I S. 677), das zuletzt
durch Gesetz vom 30. März 1990 (BGBl. I S. 599) geändert
worden ist, wird das Wort „Disziplinargewalt“ durch das
Wort „Disziplinarbefugnis“ ersetzt.

Artikel 17
Änderung der Wehrdisziplinarordnung

Die Wehrdisziplinarordnung in der Fassung der Bekannt-
machung des Zweiten Gesetzes zur Neuordnung des Wehr-
disziplinarrechts und zur Änderung anderer Vorschriften
vom … (BGBl. I S. …) wird wie folgt geändert:

1. Dem § 1 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Frühere Soldaten, die keinen Anspruch auf Ruhe-

gehalt, jedoch einen sonstigen Anspruch auf Dienstzeit-
versorgung oder auf Berufsförderung haben, gelten bis
zur Beendigung der Gewährung dieser Leistungen im
Sinne dieses Gesetzes als Soldaten im Ruhestand. Die
Leistungen, die sie erhalten, gelten als Ruhegehalt.“

2. In § 58 Abs. 2 und § 67 Abs. 1 Satz 1 wird jeweils die
Angabe „§ 1 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 1 Abs. 3“ er-
setzt.

Artikel 18
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang
Die auf den Artikeln 3, 6, 12 und 14 beruhenden Teile der

dort geänderten Rechtsverordnungen können auf Grund der
einschlägigen Ermächtigung durch Rechtsverordnung ge-
ändert werden.

Artikel 19
Bekanntmachungserlaubnis

(1) Das Bundesministerium der Verteidigung kann den
Wortlaut des Wehrpflichtgesetzes, des Soldatengesetzes und
des Unterhaltssicherungsgesetzes in der vom Inkrafttreten
dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt
bekannt machen.

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung kann den
Wortlaut des Wehrsoldgesetzes und der auf Grund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften, die durch Verord-
nung (EG) Nr. 1103/97 des Rates vom 17. Juni 1997 über
bestimmte Vorschriften im Zusammenhang mit der Ein-
führung des Euro, Verordnung (EG) Nr. 974/98 des Rates
vom 3. Mai 1998 über die Einführung des Euro und Verord-
nung (EG) Nr. 2866/98 des Rates vom 31. Dezember 1998
über die Umrechnungskurse zwischen dem Euro und den
Währungen der Mitgliedstaaten, die den Euro einführen, ge-
ändert werden, in der am 1. Januar 2002 geltenden Fassung
im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 20
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2002 in Kraft.
(2) Abweichend von Absatz 1 treten in Kraft

1. am 31. Dezember 2001 Artikel 1 Nr. 45 und Artikel 9
Nr. 12,

2. am 1. April 2002 Artikel 2 Nr. 3, 4 und 5 Buchstabe a,
3. am 1. Januar 2003 Artikel 14 Nr. 2.
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Begründung

A. Allgemeines

Mit dem Entwurf eines Artikelgesetzes sollen die recht-
lichen Voraussetzungen für eine Neuausrichtung der Bun-
deswehr entsprechend den von der Bundesregierung am
14. Juni 2000 beschlossenen Eckpfeilern der konzeptionel-
len und planerischen Neuausrichtung der Bundeswehr ge-
schaffen werden.

Der Gesetzentwurf betrifft eine Angelegenheit der Verteidi-
gung. Er ist nach Artikel 73 Nr. 1 des Grundgesetzes Ge-
genstand der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes.

In Artikel 1 Nr. 37 und 38 des Gesetzentwurfs ist ein erwei-
terter Ausschluss der aufschiebenden Wirkung von Wider-
spruch und Anfechtungsklage gegen einen Musterungs-
bescheid, einen Tauglichkeitsüberprüfungsbescheid, einen
Einberufungsbescheid sowie eine Aufhebung des Einberu-
fungsbescheides vorgesehen. Außerdem ist in Artikel 9
Nr. 12 der Ausschluss der aufschiebenden Wirkung des
Widerspruchs und der Klage im Verfahren der Heranzie-
hung zum Zivildienst geregelt. Alle Fälle betreffen die kon-
kurrierende Gesetzgebungskompetenz zur Regelung des
gerichtlichen Verfahrens (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 des
Grundgesetzes). Die Erforderlichkeit einer bundeseinheit-
lichen Regelung ergibt sich aus dem Umstand, dass das von
den allgemeinen Vorschriften der Verwaltungsgerichtsord-
nung abweichende Verfahren zur Heranziehung der Grund-
wehrdienstleistenden auf den besonderen Bedürfnissen der
Bundeswehr beruht und nur bundeseinheitlich festgelegt
werden kann (Artikel 72 Abs. 2 des Grundgesetzes). Ent-
sprechendes gilt für das Verfahren zur Heranziehung der Zi-
vildienstleistenden.

Die in Artikel 13 vorgesehenen Änderungen des Dritten
Buches Sozialgesetzbuch betreffen die konkurrierende
Gesetzgebungskompetenz zur Regelung der Sozialversiche-
rung (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 12 des Grundgesetzes). Wegen
des Adressatenkreises der Änderungen (auf Grund Bun-
desrechts Wehrdienst- und Zivildienstleistende) und der da-
mit verbundenen Notwendigkeit zur Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse im gesamten Bundesgebiet ist eine
einheitliche bundesgesetzliche Regelung erforderlich (Arti-
kel 72 Abs. 2 des Grundgesetzes).

Im Einzelnen enthält der Gesetzentwurf folgende wesent-
liche Gesetzesvorhaben:

I. Wehrpflichtgesetz und Folgeänderungen

Schwerpunkt der Änderung des Wehrpflichtgesetzes ist die
Verkürzung des Grundwehrdienstes von zehn auf neun Mo-
nate. Diese Dienstzeit kann je nach Bedarf der Streitkräfte
zusammenhängend oder in Abschnitten geleistet werden.
Der bisherige abschnittsweise Grundwehrdienst aus Härte-
gründen und die Möglichkeit, über den Grundwehrdienst
hinaus freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst bis zu einer Ge-
samtdauer von 23 Monaten zu leisten, bleiben unberührt.
Die Verfügungsbereitschaft, der die Wehrpflichtigen bisher

grundsätzlich im Anschluss an den Grundwehrdienst für
zwei Monate unterliegen, fällt weg. Wegen der künftig er-
höhten Anforderungen an die Wehrpflichtigen wird der Ver-
wendungsgrad „T 7“ gestrichen. Die Mindestverpflich-
tungszeit für Helfer im Zivil- oder Katastrophenschutz als
Voraussetzung für deren Nichtheranziehung zum Wehr-
dienst wird der Wehrdienstverkürzung angepasst. Weitere
Änderungen betreffen Verfahrensvereinfachungen und
Klarstellungen bei den Vorschriften unter anderem über die
Zustellung von Bescheiden und die Entlassung aus dem
Wehrdienst.

Die Verkürzung des Grundwehrdienstes von zehn auf neun
Monate sowie die Möglichkeit, abhängig vom Bedarf der
Streitkräfte den Grundwehrdienst zusammenhängend oder
abschnittsweise abzuleisten, erfordern auch Anpassungen
des Wehrsoldgesetzes. Darüber hinaus soll der Wehrdienst-
zuschlag verbessert werden, um genügend Soldaten zu ge-
winnen, die freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst leisten.

Im Unterhaltssicherungsgesetz ist die Regelung des Über-
brückungsgeldes an die ausgeweitete Möglichkeit der Ab-
leistung eines abschnittsweisen Grundwehrdienstes anzu-
passen.

Die Änderungen des Wehrpflichtgesetzes machen eine
Reihe von Folgeänderungen im Zivildienstgesetz und im
Zivildienstvertrauensmann-Gesetz erforderlich. Dazu gehö-
ren insbesondere klarstellende Regelungen zum abschnitts-
weisen Zivildienst, die in § 24 Abs. 2 des Zivildienstge-
setzes eingefügt werden. Die Verkürzung des Grundwehr-
dienstes führt auch zu einer Verkürzung des Zivildienstes
von elf Monaten auf zehn Monate. Dies ergibt sich aus der
Fassung des unveränderten § 24 Abs. 2 Satz 1 des Zivil-
dienstgesetzes.

Die Regelungen zur Versicherungspflicht und zur sozialen
Sicherung bei Arbeitslosigkeit von Wehrdienstleistenden
und Zivildienstleistenden im Recht der Arbeitsförderung
(Drittes Buch Sozialgesetzbuch) werden an die Neuregelun-
gen zur Dauer des Wehrdienstes und des Zivildienstes ange-
passt.

II. Soldatengesetz

Das Soldatengesetz soll um eine gesetzliche Vorschrift
ergänzt werden, die es ermöglicht, bei einem Soldaten, der
ohne grobes Verschulden eine Zweifel an seiner Dienst-
fähigkeit begründende Wehrdienstbeschädigung erlitten hat,
bei der Prüfung seiner Dienstfähigkeit sowie bei späteren
förderlichen Maßnahmen ein geringeres Maß körperlicher
Eignung zu verlangen.

Nach den von der Bundesregierung am 14. Juni 2000 be-
schlossenen Eckpfeilern der konzeptionellen und planeri-
schen Neuausrichtung der Bundeswehr sollen die Laufbah-
nen der Soldaten neu geordnet werden. Der erforderliche
gesetzliche Regelungsbedarf wurde in den Gesetzentwurf
eingearbeitet.
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III. Maßnahmen zur Reduzierung des Personal-
umfangs der Streitkräfte

Das Personalstärkegesetz hat wegen seiner im Hinblick auf
einvernehmliche vorzeitige Zurruhesetzungen zeitlichen
Begrenzung bis Ende 1994 nicht alle überbesetzten Jahr-
gänge erfasst. Damals bereits vorhandene Unwuchten in
jüngeren Geburtsjahrgängen prägen nach wie vor den mili-
tärischen Personalkörper und haben durch Bindung von
Haushaltsmitteln zu einer Behinderung strukturgerechter
Einstellungen geführt. Das dadurch entstandene Fehl in jün-
geren Geburtsjahrgängen führt zu weiteren Verwerfungen
der Struktur.

Bei Zugrundelegung des derzeitigen Personalstrukturmo-
dells (PSM) 340 betragen die Überhänge in den Geburts-
jahrgängen 1945 bis 1968 etwa 4 500 Berufsoffiziere und
rund 3 500 Berufsunteroffiziere. Ein Abbau der Überhänge
durch reguläre Zurruhesetzungen ist erst in über 25 Jahren
erreichbar. Ohne gesetzliche Maßnahmen ist zusätzlich zu
diesen strukturellen Überhängen auch bei reduzierter Rege-
neration bei den Offizieren des Truppendienstes mit einem
beträchtlichen Gesamtüberhang zu rechnen. Die Überhänge
verhindern Verwendungsflüsse und damit eine planmäßige,
alters- und strukturgerechte Versetzung von Soldaten auf
Dienstposten, die sie im Interesse eines geordneten Verwen-
dungsaufbaus und der erforderlichen Verwendungsbreite
einnehmen müssen. Insbesondere im Hinblick auf das er-
weiterte Aufgabenspektrum der Streitkräfte führt dies letzt-
lich zu einer Gefährdung der Einsatzbereitschaft.

Das vorhandene gesetzliche Instrumentarium bietet dem
Dienstherrn keine Möglichkeit, den Bestand lebensälterer
Berufssoldaten auf die Soll-Vorgaben zurückzuführen. Es
bedarf daher eines Personalanpassungsgesetzes, das unter
Bindung an das Ziel der Strukturbereinigung einvernehm-
liche sozialverträgliche Zurruhesetzungen von Berufssolda-
ten aller Laufbahnen/Laufbahngruppen ab dem 50. Lebens-
jahr ermöglicht. Die für die Akzeptanz erforderliche hin-
reichende Attraktivität soll bei den Soldaten bis zur Be-
soldungsgruppe A 15 einschließlich durch Verzicht auf
Versorgungsabschläge und Gewährung der bei Zurruhe-
setzung auf Grund der maßgeblichen Altersgrenze erreich-
baren Versorgung sichergestellt werden. Für Soldaten, die
eine Versorgung mindestens aus der Besoldungsgruppe
A 16 erhalten, ist eine Kürzung der Versorgungsbezüge vor-
gesehen, die auf höchstens fünf vom Hundert der ruhege-
haltfähigen Dienstbezüge begrenzt ist.

Da hiermit lebensjüngere Berufssoldaten in überbesetzten
Geburtsjahrgängen erst in bis zu 17 Jahren erfasst würden,
bedarf es zudem eines Anreizes für die Nutzung der schon
heute vorhandenen Möglichkeit, die Umwandlung ihres
Dienstverhältnisses in das eines Soldaten auf Zeit zu bean-
tragen. Er soll in einer für diesen Personenkreis abgestuft
erhöhten Übergangsbeihilfe bestehen.

Die Regelungen dienen ausschließlich den Belangen der
Bundeswehr und geben dem Soldaten keinen Rechtsan-
spruch auf eine der genannten Maßnahmen. Es findet auch
keine Interessenabwägung statt, denn das Einzelinteresse an
einer vorzeitigen Zurruhesetzung ist unerheblich. Die perso-
nalbearbeitenden Stellen prüfen lediglich, ob den militäri-
schen Belangen besser durch Zurruhesetzung oder Weiter-
verwendung gedient ist.

B. Zu den einzelnen Vorschriften

Zu Artikel 1 (Änderung des Wehrpflichtgesetzes)
Zu Nummer 1 (Abkürzung)
Der Gesetzesbezeichnung wird die bislang schon gebräuch-
liche Abkürzung für das Wehrpflichtgesetz hinzugefügt.

Zu Nummer 2 (Inhaltsverzeichnis)
Die Inhaltsübersicht hatte bei Schaffung des Wehrpflichtge-
setzes im Jahr 1956 ihren Platz vor der Eingangsformel. Der
inzwischen üblichen Praxis folgend soll sie nunmehr mit
Gesetzesrang in das Gesetz aufgenommen werden.

Zu Nummer 3 (Abschnittsüberschrift und Gliederungs-
überschrift)

Überarbeitung der Gliederungsstruktur unter rechtsförm-
lichen Gesichtspunkten.

Zu Nummer 4 (§ 1)
Zahlen über „zwölf“ werden im Interesse einer einheitli-
chen rechtsförmlichen Gestaltung von Rechtsvorschriften
von der Schreibweise in Buchstaben auf die Schreibweise in
Ziffern umgestellt.

Zu Nummer 5 (§ 3)
Zahlen über „zwölf“ werden im Interesse einer einheitli-
chen rechtsförmlichen Gestaltung von Rechtsvorschriften
von der Schreibweise in Buchstaben auf die Schreibweise in
Ziffern umgestellt.

Zu Nummer 6 (Untergliederungsüberschrift)
Überarbeitung der Gliederungsstruktur unter rechtsförm-
lichen Gesichtspunkten.

Zu Nummer 7 (§ 4)
Die Verfügungsbereitschaft ist unter den heutigen Rahmen-
bedingungen nicht mehr erforderlich. Von diesem Instru-
ment wurde bisher kein Gebrauch gemacht. Gleichwohl
stellt es für die betroffenen Wehrpflichtigen eine Belastung
dar, da mit der Zugehörigkeit zur Verfügungsbereitschaft
besondere Wehrüberwachungspflichten verbunden sind.
Diese fallen mit der Aufhebung der Verfügungsbereitschaft
weg.

Zu Nummer 8 (§ 5)
Die Verkürzung des Grundwehrdienstes von zehn auf neun
Monate und die Einführung eines abschnittsweisen Grund-
wehrdienstes aus Bedarfsgründen gehören zu den Eckpfei-
lern für eine Erneuerung der Bundeswehr von Grund auf.

Zu Buchstabe a
Zahlen über „zwölf“ werden im Interesse einer einheitli-
chen rechtsförmlichen Gestaltung von Rechtsvorschriften
von der Schreibweise in Buchstaben auf die Schreibweise in
Ziffern umgestellt.
Die Neufassung in Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe c dient
der Klarstellung, dass alle in Absatz 3 Satz 1 genannten
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Fälle in die Regelung der besonderen Heranziehungsalters-
grenze eingebunden sind und entspricht der ursprünglichen
Intention der Vorschrift sowie der daraus abgeleiteten stän-
digen höchstrichterlichen Rechtsprechung.

Mit der Regelung in Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe d wird
eine auch durch die Rechtsprechung festgestellte Rege-
lungslücke geschlossen. Die Vorschrift will einerseits si-
cherstellen, dass ein Verzicht auf die Anerkennung als
Kriegsdienstverweigerer bei herannahender Einberufungs-
altersgrenze die Ableistung eines noch ausstehenden
Grundwehrdienstes oder eines Teiles davon aus Altersgrün-
den nicht verhindert. Anderseits will sie ausschließen, dass
sich die Einberufungsaltersgrenze für den Grundwehrdienst
bei ehemaligen Zivildienstpflichtigen bis zur Vollendung
des 28. Lebensjahres erhöht, wenn sie im Zeitpunkt des Ver-
zichts nicht mehr zum Zivildienst einberufbar gewesen wä-
ren und sich zu diesem Zeitpunkt nicht im Zivildienstver-
hältnis befinden. Letzterem wird die bisherige Fassung nicht
vollständig gerecht, weil sie bei der Bezugnahme auf die bis
zum Verzicht maßgebliche Einberufungsaltersgrenze nur
auf die Vollendung des 25. Lebensjahres abstellt und die ge-
gebenenfalls um die Dauer des Anerkennungsverfahrens
verlängerte Einberufbarkeit (§ 5 Abs. 1 Satz 3) außer Be-
tracht lässt.

Zu Buchstabe b

Für die Vorschriften über Dauer und Beginn des Grund-
wehrdienstes wurde zur besseren Lesbarkeit ein eigener
Absatz gebildet. Die Regelung entspricht mit redaktionellen
Änderungen den Sätzen 4 und 5 des bisherigen Absatzes 1.

Zu Buchstabe c

Absatz 2 sieht bisher nur einen abschnittsweisen Grund-
wehrdienst aus Härtegründen vor, nämlich für den Fall, dass
die Heranziehung zum zusammenhängenden Grundwehr-
dienst für den Wehrpflichtigen eine unzumutbare Härte be-
deuten würde, so dass er nach § 12 Abs. 6 Satz 2 auch über
die erhöhten Einberufungsaltersgrenzen des § 5 Abs. 1
Satz 2 und 3 zurückgestellt werden müsste. Dieses Institut,
das in erster Linie für Landwirte, Winzer, Schausteller und
deren Söhne Bedeutung hat, soll auch weiterhin zur Ver-
fügung stehen. Abgestellt auf die bisherigen Erfahrungen in
der Praxis, dass die von der Rechtsprechung aufgestellten
engen Voraussetzungen für die Annahme einer unzumut-
baren Härte nur sehr selten erfüllt werden, gleichwohl aber
deutlich erkennbare, über das allgemeine Maß hinausrei-
chende Härten durch eine Ableistung des Grundwehrdiens-
tes in Abschnitten vermieden werden können, soll eine dem
zusammenhängenden Grundwehrdienst entgegenstehende
besondere persönliche Härte ausreichen, dem Wehrpflichti-
gen die Möglichkeit der Ableistung eines abschnittsweisen
Grundwehrdienstes zu ermöglichen. Damit wird dem Be-
mühen gefolgt, die persönliche Lebens- und Berufsplanung
des Wehrpflichtigen unter Wahrung der Belange der Streit-
kräfte so weit wie möglich zu berücksichtigen. In Anleh-
nung an den Grundgedanken des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1
Buchstabe a und unter Berücksichtigung des Umstandes,
dass der abschnittsweise Grundwehrdienst in diesen Fällen
zur Vermeidung einer sonst zu gewährenden Zurückstellung

ermöglicht wird, sollen die auf den ersten Grundwehrdienst-
abschnitt folgenden Abschnitte bis zur Vollendung des
28. Lebensjahres angetreten werden können.

Daneben soll es künftig auch einen abschnittsweisen Grund-
wehrdienst aus Bedarfsgründen geben. Damit wird dem
Umstand Rechnung getragen, dass für einen Teil der Wehr-
pflichtigen zunächst nur eine Basisausbildung erforderlich
ist. Hierfür sieht Absatz 2 sechs Monate vor. Die an der ab-
zuleistenden Gesamtdienstzeit von neun Monaten fehlenden
weiteren Abschnitte werden nach Anzahl und Dauer aus-
gerichtet am Bedarf der Streitkräfte durch Einberufungs-
bescheid festgelegt. Sie sollen innerhalb von zwei Jahren
nach der Entlassung aus dem ersten Abschnitt abgeleistet
werden, soweit Wehrdienstausnahmen dies nicht verhindern.
Die Einberufungszeiträume für den sechsmonatigen sowie
für die folgenden Abschnitte werden zusammen in einem
Einberufungsbescheid festgelegt, womit frühzeitig Pla-
nungssicherheit für alle Beteiligten geschaffen wird. Admi-
nistrativ wird sichergestellt, dass insoweit berührte Arbeit-
geberinteressen über den Wehrpflichtigen beginnend mit
dem Musterungsverfahren beim Kreiswehrersatzamt vor-
getragen werden können. Die Kreiswehrersatzämter sind
gehalten, die mit der Ableistung eines abschnittsweisen
Grundwehrdienstes für den Arbeitgeber verbundenen Belas-
tungen soweit möglich in einem vertretbaren Rahmen zu
halten. Auch für die weiteren Abschnitte gilt die für den ers-
ten Abschnitt maßgebende Einberufungsaltersgrenze des
Absatzes 1 Satz 1 bis 3.

Zu Nummer 9 (§ 5a)

Folgeänderung zu Nummer 7.

Zu Nummer 10 (§ 6b)

Zahlen über „zwölf“ werden im Interesse einer einheitli-
chen rechtsförmlichen Gestaltung von Rechtsvorschriften
von der Schreibweise in Buchstaben auf die Schreibweise in
Ziffern umgestellt.

Zu Nummer 11 (§ 6b)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Das Modell des Grundwehrdienstes mit anschließendem
freiwilligem zusätzlichem Wehrdienst ist als zusammen-
hängender Wehrdienst konzipiert. Der freiwillige zusätz-
liche Wehrdienst kann daher nur im Anschluss an den zu-
sammenhängenden Grundwehrdienst gewählt werden. Ist
der Wehrpflichtige bereits zum abschnittsweisen Grund-
wehrdienst – sei es aus Bedarfs- oder aus Härtegründen –
einberufen, muss er daher einem entsprechenden Wechsel
der Form des Grundwehrdienstes zustimmen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Mindestdauer des freiwilligen zusätzlichen Wehrdiens-
tes wird von zwei auf einen Monat verkürzt. Weiterhin soll
ungeachtet der Verkürzung des Pflichtwehrdienstes von
zehn auf neun Monate die Möglichkeit, insgesamt 23 Mo-
nate zu dienen, unberührt bleiben.
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Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Der Satz 3 wird sprachlich auf den angefügten Satz 4 (siehe
Doppelbuchstabe bb) abgestimmt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Folgeänderung zu Doppelbuchstabe aa.

Zu Buchstabe c

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Neufassung entspricht mit redaktionellen Änderungen
dem bisherigen Satz 2 und ist auf die neu angegliederten
Sätze (siehe Doppelbuchstabe bb) abgestimmt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Bestimmung schließt Regelungslücken im Wehrpflicht-
gesetz für drei Fälle, in denen sich nach bestandskräftiger
Einberufung ein dienstliches Interesse an einer Verkürzung
der Gesamtdauer des festgesetzten Wehrdienstes (erforder-
lichenfalls bis auf die Dauer des Grundwehrdienstes) ergibt,
der Wehrpflichtige/Soldat mit einer Verkürzung jedoch
nicht einverstanden ist. Der erste angesprochene Fall betrifft
die Ausgangslage, dass einem Antrag des Wehrpflichtigen
auf Entpflichtung zur Teilnahme an besonderen Auslands-
verwendungen gemäß § 6a Abs. 3 Satz 4 stattgegeben wird
und seine Verpflichtungserklärung und Einberufung zum
freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst mit der erklärten Be-
reitschaft zur Teilnahme an besonderen Auslandsverwen-
dungen verknüpft wurde. Hier liegt die Entscheidung, ob
eine Verkürzung der Gesamtdauer des festgesetzten Wehr-
dienstes beim Kreiswehrersatzamt veranlasst wird oder der
Wehrpflichtige weiter im freiwilligen zusätzlichen Wehr-
dienst verbleibt, im Ermessen der Truppe. Der zweite Fall
betrifft die Ausgangslage, dass sich nachträglich die man-
gelnde, insbesondere charakterliche Eignung des Soldaten
für den freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst herausstellt.
Hier ist die Truppe, hat sie erst einmal entsprechende Fest-
stellungen getroffen, infolge einer regelmäßig vorliegenden
Ermessensreduzierung auf Null gehalten, über das Kreis-
wehrersatzamt eine Verkürzung der Gesamtdauer des fest-
gesetzten Wehrdienstes zu veranlassen. Dies gilt grundsätz-
lich auch für den dritten, eine Eignungsfacette besonders
ansprechenden Fall, in dem die Truppe feststellt, dass der
Wehrpflichtige Leistungsanforderungen, die an einen Solda-
ten zu stellen sind, der freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst
leistet, nicht oder nicht mehr erfüllt. Nur in Fällen unge-
nügender militärischer Leistungen infolge eingetretener
Gesundheitsstörungen, wird hier regelmäßig ein Ermessens-
spielraum der Truppe gegeben sein. Maßstab sind hierbei,
anders als in § 29 Abs. 2 Satz 2 (diese Vorschrift ist bei frei-
willigem zusätzlichem Wehrdienst nicht anwendbar), die
besonderen, zum Teil gesteigerten militärischen Anforde-
rungen, die an einen Wehrpflichtigen zu stellen sind, der
freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst mit der Bereitschaft
zur Teilnahme an besonderen Auslandsverwendungen leis-
tet. Die Verweisung auf Absatz 2 Satz 3 stellt klar, dass die
Änderung des Einberufungsbescheides auch bei Verkürzung
der Dienstzeit dem Kreiswehrersatzamt obliegt.

Zu Nummer 12 (§ 8a)

Der bisherige Verwendungsgrad „verwendungsfähig für be-
stimmte Tätigkeiten des Grundwehrdienstes unter Freistel-
lung von der Grundausbildung“ (T 7) entspricht nicht mehr
den Anforderungen der Streitkräfte. Im Zuge der Umstruk-
turierung der Bundeswehr ist insbesondere durch Bünde-
lung von Tätigkeiten eine Erhöhung der Anforderungen an
den Wehrpflichtigen zu erwarten. Die Zahl der verfügbaren
Dienstposten mit dem heutigen Mindestprofil für Wehr-
pflichtige mit dem Verwendungsgrad T 7 wird sich so weit
verringern, dass unter dem Gesichtspunkt der Einsatzfähig-
keit der verkleinerten Streitkräfte die Schwelle der Wehr-
dienstfähigkeit durch Wegfall des Verwendungsgrades T 7
wieder angehoben werden muss.

Zu Nummer 13 (Untergliederungsüberschrift)

Überarbeitung der Gliederungsstruktur unter rechtsförm-
lichen Gesichtspunkten.

Zu Nummer 14 (§ 10)

Für die durch den bisherigen Absatz 3 eröffnete Möglich-
keit, im Einzelfall einen Wehrpflichtigen trotz Ausschlusses
zum Wehrdienst heranzuziehen, besteht kein praktisches
Bedürfnis.

Zu Nummer 15 (§ 11)

Die Vorschrift ist seinerzeit geschaffen worden, um den
Wehrersatzbehörden alsbaldige Klarheit über die Heran-
ziehbarkeit der Wehrpflichtigen und damit die Grundlage
für eine geordnete, längerfristige Personalplanung zu ver-
schaffen. Dieser Zweck wird, wie Erfahrungen der Wehr-
ersatzbehörden mit einer entsprechenden administrativen
Regelung seit 1994 gezeigt haben, nicht gefährdet, wenn die
materiellen Präklusionsfristen für „isolierte“ Verfahren ab-
geschafft werden. Auswirkungen auf die Bedarfsdeckung
sind auszuschließen.

Im Musterungsverfahren soll die Präklusionsfrist im Hin-
blick auf die angestrebte musterungsnahe Einberufung er-
halten bleiben. Diese Differenzierung erscheint auch des-
halb gerechtfertigt, weil im Musterungsverfahren eine zeit-
nahe sowie persönliche Information und Beratung des
Wehrpflichtigen über seine Rechte und Pflichten gewähr-
leistet ist. Bei erst später eintretenden Befreiungsgründen
trifft dies nicht zu.

Zu Nummer 16 (§13a)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Verkürzung der Mindestverpflichtungszeit gewährleis-
tet, dass auch nach der Verkürzung des Grundwehrdienstes
ein angemessenes Verhältnis der Belastungen zwischen dem
Grundwehrdienst einerseits und dem Dienst im Zivil- und
Katastrophenschutz andererseits erhalten bleibt. Zahlen
über „zwölf“ werden im Interesse einer einheitlichen rechts-
förmlichen Gestaltung von Rechtsvorschriften von der
Schreibweise in Buchstaben auf die Schreibweise in Ziffern
umgestellt.
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Zu Doppelbuchstabe bb
Die derzeit geltende gesetzliche Regelung setzt für die Frei-
stellung vom Wehrdienst eine ununterbrochene Mitwirkung
des Helfers voraus. Dies lässt sich in der heutigen Zeit, die
von jungen Menschen eine große Flexibilität vor allem im
Arbeitsleben erfordert, nicht immer realisieren. Es soll daher
die gesetzliche Möglichkeit geschaffen werden, Unterbre-
chungen zu genehmigen, die sich auf die Freistellung nicht
negativ auswirken. Unterbrechungen der Mitwirkung sollen
jedoch nur in einem Rahmen genehmigt werden können, der
die Heranziehung zum Grundwehrdienst für den Fall aus-
bleibender Mitwirkung bei nicht erfüllter Mindestverpflich-
tungszeit gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Buchstabe b noch
ermöglicht.

Zu Doppelbuchstabe cc
Die bisherige gesetzliche Regelung sah zwingend eine Ver-
einbarung zwischen dem Bundesministerium des Innern
oder dem nach § 9 des Post- und Telekommunikations-
sicherstellungsgesetzes zuständigen Bundesministerium
und dem Bundesministerium der Verteidigung über die je-
weilige Zahl von Helfern, bis zu der eine Freistellung mög-
lich ist, vor. Diese Regelung soll dahin gehend geändert
werden, dass eine solche Vereinbarung nur noch zu treffen
ist, wenn das Bundesministerium der Verteidigung dies ver-
langt.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa
Die Mindestmitwirkungszeit wird entsprechend der Ände-
rung zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa angepasst.

Zu Doppelbuchstabe bb
Genehmigte Unterbrechungen gemäß dem neuen Satz 2
führen zu einer Verlängerung der Mindestmitwirkungszeit
um den insgesamt sechs Monate übersteigenden Zeitraum.
Dadurch wirken sich nur erhebliche Unterbrechungszeiten
aus, während relativ kurzfristige Unterbrechungen bis zu
insgesamt einem halben Jahr nicht zu einer Verlängerung
führen.

Zu Buchstabe c
Den zuständigen Behörden obliegt im Zusammenwirken
mit den Zivil- und Katastrophenschutzorganisationen die
Überwachung des Vorliegens der Voraussetzungen für die
Freistellung vom Wehrdienst. Zur Prüfung der Verfügbar-
keit des freigestellten Helfers für den Zivil- oder Katastro-
phenschutz, insbesondere im Einsatzfall, und im Hinblick
auf die Anzeigepflicht nach § 13a Abs. 3 Satz 1 ist es erfor-
derlich, dass den zuständigen Behörden Anschriftenände-
rungen umgehend und zuverlässig bekannt werden. Dies
war bislang nur unvollkommen möglich und mit einem
nicht unerheblichen Verwaltungsaufwand verbunden. Die-
ser kann reduziert werden, wenn den zuständigen Behörden
entsprechende Anschriftenänderungen durch die Kreiswehr-
ersatzämter mitgeteilt werden dürfen, die diese im Zusam-
menhang mit der Wehrüberwachung (§ 24) erfahren. Die
Übermittlung der Daten soll jedoch nur auf Ersuchen der
zuständigen Behörden erfolgen, wobei sich das Ersuchen
nicht nur auf Einzelfälle, sondern auch auf alle für den

Zivil- oder Katastrophenschutz freigestellte Helfer einer
Zivil- oder Katastrophenschutzeinheit/-einrichtung bezie-
hen kann.

Zu Nummer 17 (§ 13b)
Zahlen über „zwölf“ werden im Interesse einer einheitli-
chen rechtsförmlichen Gestaltung von Rechtsvorschriften
von der Schreibweise in Buchstaben auf die Schreibweise in
Ziffern umgestellt.

Zu Nummer 18 (Abschnittsüberschrift und Untergliede-
rungsüberschrift)

Überarbeitung der Gliederungsstruktur unter rechtsförmli-
chen Gesichtspunkten.

Zu Nummer 19 (§ 14)
Zu Buchstabe a
Bildung einer Überschrift für die Einzelvorschrift aus
rechtsförmlichen Gründen.

Zu Buchstabe b
Berichtigung eines Redaktionsfehlers.

Zu Nummer 20 (Untergliederungsüberschrift)
Überarbeitung der Gliederungsstruktur unter rechtsförm-
lichen Gesichtspunkten.

Zu Nummer 21 (§ 15)
Zu Buchstabe a
Bildung einer Überschrift für die Einzelvorschrift aus
rechtsförmlichen Gründen.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa
Die bisherige Regelung des Satzes 3, wonach potenzielle
Wehrpflichtige, die eine Mitteilung nach Satz 2 von der Er-
fassungsbehörde nicht erhalten haben, durch öffentliche Be-
kanntmachung aufgefordert werden, die zur Feststellung der
Wehrpflicht erforderlichen Angaben gegenüber der Erfas-
sungsbehörde zu machen, hat in der Erfassungspraxis keine
Bedeutung erlangt, stellt jedoch für die Erfassungsbehörden
ein kostenträchtiges Verfahren dar, das aufgegeben werden
kann.

Zu Doppelbuchstabe bb
Folgeänderung zu Doppelbuchstabe aa.

Zu Buchstabe c
Zahlen über „zwölf“ werden im Interesse einer einheit-
lichen rechtsförmlichen Gestaltung von Rechtsvorschriften
von der Schreibweise in Buchstaben auf die Schreibweise in
Ziffern umgestellt.

Zu Nummer 22 (Untergliederungsüberschrift)
Überarbeitung der Gliederungsstruktur unter rechtsförm-
lichen Gesichtspunkten.
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Zu Nummer 23 (§ 16)

Zu Buchstabe a

Die Präzisierung bei der Angabe der Bezugsvorschrift ist
erforderlich, um zwischen dem abschnittsweisen Grund-
wehrdienst aus Bedarfsgründen und dem hier nur anzufüh-
renden abschnittsweisen Grundwehrdienst zur Vermeidung
einer besonderen Härte zu unterscheiden.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Zahlen über „zwölf“ werden im Interesse einer einheitli-
chen rechtsförmlichen Gestaltung von Rechtsvorschriften
von der Schreibweise in Buchstaben auf die Schreibweise in
Ziffern umgestellt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Ergänzung dient der Klarstellung eines bisher bereits
aus § 5 Abs. 1 Satz 5 ableitbaren notwendigen Verfahrens.

Zu Nummer 24 (§ 17)

Die Ergänzung „und des Verwendungsgrades“ gegenüber
der bisherigen Fassung dient der Klarstellung und entspricht
der langjährigen Praxis.

Zu Nummer 25 (§ 19)

Zu Buchstabe a

§ 19 Abs. 3 ist mit Herabsetzung des Volljährigkeitsalters
von 21 auf 18 Jahre überholt. Entstehung der Wehrpflicht
und Volljährigkeit fallen heute zeitlich zusammen. Ein
Wehrpflichtiger kann daher, von in der Praxis irrelevanten
Sonderfällen abgesehen, keinen gesetzlichen Vertreter mehr
haben. Zwar hat die Vorschrift weiterhin Bedeutung für
minderjährige männliche Personen, da einzelne Pflichten
bereits ab Vollendung des 17. Lebensjahres einsetzen und
die jungen Männer insoweit schon vor Vollendung des
18. Lebensjahres bzw. vor Entstehung der Wehrpflicht parti-
ell handlungsfähig sind. Einer ausdrücklichen Regelung der
Rechte des gesetzlichen Vertreters im Wehrpflichtgesetz be-
darf es jedoch nicht, da sich diese originär aus dem Bürger-
lichen Recht ergeben.

Zu Buchstabe b

Der bisher verwendete Begriff des Wehrpflichtigen schließt
formal alle männlichen Personen von der Auslagenerstat-
tung aus, die vor Vollendung des 18. Lebensjahres gemus-
tert werden. Die Regelung bedarf daher der Anpassung an
§ 16 Abs. 3 Satz 2.

Zu Nummer 26 (§ 20)

Die Vorschrift ist seinerzeit geschaffen worden, um den
Wehrersatzbehörden alsbaldige Klarheit über die Heran-
ziehbarkeit der Wehrpflichtigen und damit die Grundlage

für eine geordnete, längerfristige Personalplanung zu ver-
schaffen. Dieser Zweck wird, wie Erfahrungen der Wehr-
ersatzbehörden mit einer entsprechenden administrativen
Regelung seit 1994 gezeigt haben, nicht gefährdet, wenn die
materiellen Präklusionsfristen für „isolierte“ Verfahren ab-
geschafft werden. Auswirkungen auf die Bedarfsdeckung
sind auszuschließen.

Im Musterungsverfahren soll die Präklusionsfrist im Hin-
blick auf die angestrebte musterungsnahe Einberufung er-
halten bleiben. Diese Differenzierung erscheint auch des-
halb gerechtfertigt, weil im Musterungsverfahren eine zeit-
nahe sowie persönliche Information und Beratung des
Wehrpflichtigen über seine Rechte und Pflichten gewähr-
leistet ist. Bei erst später eintretenden Zurückstellungsgrün-
den trifft dies nicht zu.

Zu Nummer 27 (Untergliederungsüberschrift)

Überarbeitung der Gliederungsstruktur unter rechtsförm-
lichen Gesichtspunkten.

Zu Nummer 28 (§ 23)

Zu Buchstabe a

Bildung einer Überschrift für die Einzelvorschrift aus
rechtsförmlichen Gründen.

Zu Buchstabe b

Folgeänderung zu Buchstabe c.

Zu Buchstabe c

Folgeänderung zu den Nummern 7 und 9.

Zu Nummer 29 (Untergliederungsüberschrift)

Überarbeitung der Gliederungsstruktur unter rechtsförm-
lichen Gesichtspunkten.

Zu Nummer 30 (§ 24)

Zu Buchstabe a

Bildung einer Überschrift für die Einzelvorschrift aus
rechtsförmlichen Gründen.

Zu Buchstabe b

Die Regelung von Wehrüberwachungspflichten für den
nicht oder nicht mehr der Wehrpflicht unterliegenden Perso-
nenkreis des § 51 des Soldatengesetzes und deren zeitliche
Ausgestaltung gehört gesetzessystematisch nicht in das
Wehrpflichtgesetz. Soweit erforderlich, ist eine entspre-
chende Regelung in § 51 Abs. 1 Satz 3 und § 51a Abs. 1
Satz 2 des Soldatengesetzes bereits enthalten. Zahlen über
„zwölf“ werden im Interesse einer einheitlichen rechtsförm-
lichen Gestaltung von Rechtsvorschriften von der Schreib-
weise in Buchstaben auf die Schreibweise in Ziffern umge-
stellt.
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Zu Buchstabe c

Bislang unterliegen vom Wehrdienst freigestellte Helfer im
Zivilschutz oder Katastrophenschutz nicht der Wehrüberwa-
chung. Es hat sich als nachteilig erwiesen, dass Anschrif-
tenänderungen weder der zuständigen Behörde nach § 13a
noch der Wehrersatzbehörde mitgeteilt werden müssen.
Hierzu wird auch auf die Änderung zu Nummer 16 Buch-
stabe c verwiesen. Die Aufhebung des Absatzes 5 ist im
Übrigen systemkonform. Ausnahmen von der Wehrüber-
wachung sind nur bei dauernden Wehrdienstausnahmen
(Absatz 4), nicht jedoch bei zeitweiser Befreiung vorgese-
hen. Ausgeschiedene Helfer im Zivil- oder Katastrophen-
schutz brauchen zwar nach Ableistung der Mindestmitwir-
kungszeit keinen Grundwehrdienst mehr zu leisten, können
aber generell zum Wehrdienst herangezogen werden und
unterliegen auch nach dem derzeitigen Recht dann wieder
der Wehrüberwachung.

Bei den heute angewandten automatisierten Verfahren ent-
steht beim Änderungsdienst gemäß § 24a kein zusätzlicher
Verwaltungsaufwand.

Zu Buchstabe d

Für Zwecke der Wehrüberwachung genügt die Meldung der
neuen Wohnung gegenüber dem dem Wehrpflichtigen be-
kannten Kreiswehrersatzamt. Die gegenüber der bisherigen
Fassung allgemeinere Formulierung des Satzes 1 Nr. 1
zweiter Halbsatz trägt der geplanten Änderung des Melde-
rechtsrahmengesetzes Rechnung.

Die Änderung in Satz 1 Nr. 3 berichtigt einen Redaktions-
fehler.

Die Änderung in Satz 1 Nr. 5 ist eine Folgeänderung zu den
Nummern 7 und 9. Zahlen über „zwölf“ werden im Inter-
esse einer einheitlichen rechtsförmlichen Gestaltung von
Rechtsvorschriften von der Schreibweise in Buchstaben auf
die Schreibweise in Ziffern umgestellt.

Zu Nummer 31 (Untergliederungsüberschrift)

Überarbeitung der Gliederungsstruktur unter rechtsförm-
lichen Gesichtspunkten.

Zu Nummer 32 (§ 24a)

Zahlen über „zwölf“ werden im Interesse einer einheitli-
chen rechtsförmlichen Gestaltung von Rechtsvorschriften
von der Schreibweise in Buchstaben auf die Schreibweise in
Ziffern umgestellt.

Zu Nummer 33 (Abschnittsüberschrift)

Ausfluss von Begriffsänderungen im Gesetzgebungsverfah-
ren zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes sowie
Überarbeitung der Gliederungsstruktur unter rechtsförm-
lichen Gesichtspunkten.

Zu Nummer 34 (Abschnittsüberschrift)

Überarbeitung der Gliederungsstruktur unter rechtsförm-
lichen Gesichtspunkten.

Zu Nummer 35 (§ 29)

Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa
Die Änderungen stellen klar, dass Nachdienzeiten gegen-
über einem in die Truppe eingegliederten Soldaten, der
Grundwehrdienst leistet und dem die Nachdienverfügung in
den Fällen des § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, 2, 4 oder 5 noch vor
dem regulären Ablauf seines Grundwehrdienstes bekannt
gegeben werden kann, seitens des für die Entlassung zustän-
digen Vorgesetzten angeordnet werden können und in die
Entlassungsverfügung einzubeziehen sind. Dagegen ist das
Kreiswehrersatzamt für den Erlass eines Nachdienbeschei-
des in den Fällen zuständig, in denen entweder die Vollzie-
hung des Einberufungsbescheides ausgesetzt wurde (§ 5
Abs. 3 Satz 1 Nr. 3) oder der Wehrpflichtige infolge schuld-
haften Fernbleibens von seiner Truppe oder Dienststelle
nicht in die Truppe eingegliedert wurde oder ein Fall des § 5
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, 2, 4 oder 5 vorliegt und die Nachdien-
verfügung dem in die Truppe eingegliederten Soldaten nicht
mehr vor dem regulären Ablauf seines Grundwehrdienstes
bekannt gegeben werden konnte. Die Streichung der Rege-
lung betreffend die Verfügungsbereitschaft ist Folgeände-
rung zu den Nummern 7 und 9.

Zu Doppelbuchstabe bb
Folgeänderung zu den Nummern 7 und 9.

Zu Doppelbuchstabe cc
Folgeänderung zu Doppelbuchstabe bb.

Zu Doppelbuchstabe dd
Einer solchen Regelung über die Entlassung früherer, zu
Dienstleistungen herangezogener Berufssoldaten bedarf es
im Hinblick auf die insofern abschließende Vorschrift des
§ 51 des Soldatengesetzes nicht. Zahlen über „zwölf“ wer-
den im Interesse einer einheitlichen rechtsförmlichen Ge-
staltung von Rechtsvorschriften von der Schreibweise in
Buchstaben auf die Schreibweise in Ziffern umgestellt.

Zu Doppelbuchstabe ee
Die Ergänzung der Nummer 5 füllt eine Gesetzeslücke.
Eine Entlassung wegen vorübergehender Dienstunfähigkeit
sieht Absatz 2 nur unter den Voraussetzungen vor, dass der
Soldat sie beantragt und die Wiederherstellung seiner
Dienstfähigkeit innerhalb der gesetzlichen Wehrdienstzeit
nicht zu erwarten ist. Diese Regelung wird der Situation
nicht gerecht, dass eine voraussichtlich längere Dienstunfä-
higkeit bereits zu Beginn des Grundwehrdienstes festge-
stellt wird, die bereits bei Diensteintritt bestand. Auf diese
Fälle wird in der Praxis Absatz 1 Nr. 5 angewandt (Entlas-
sung wegen Vorliegens einer zwingenden Wehrdienstaus-
nahme). Nach der Systematik des Wehrpflichtgesetzes stellt
vorübergehende Dienstunfähigkeit jedoch keine Wehr-
dienstausnahme dar. Eine zwingende Wehrdienstausnahme
aus gesundheitlichen Gründen liegt vielmehr nur vor, wenn
der Soldat nicht oder vorübergehend nicht wehrdienstfähig
ist (§§ 9 und 12 Abs. 1 Nr. 1); zu einer derartigen Feststel-
lung ist – abgesehen von einem Bereitschafts- oder Verteidi-
gungsfall (§ 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Satz 2 und Abs. 2 des
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Wehrpflichtgesetzes, § 13 Abs. 3 Satz 2 der Musterungsver-
ordnung) – aber nur die Wehrersatzbehörde, nicht die
Truppe befugt.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Regelung dient im Anschluss an die höchstrichterliche
Rechtsprechung der Klarstellung und gesetzessystematisch
klaren Festsetzung der Entlassungszuständigkeit für die
Fälle, in denen der Wehrpflichtige zwar zu dem im Einberu-
fungsbescheid festgesetzten Termin durch Begründung sei-
nes Wehrdienstverhältnisses Soldat geworden ist, seinen
Dienst jedoch nicht angetreten hat, daher tatsächlich noch
nicht in die Streitkräfte eingegliedert und das Heranzie-
hungsverfahren, für das die Wehrersatzbehörden gemäß
§ 14 ausschließlich zuständig sind, noch nicht abgeschlos-
sen ist.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Regelung berücksichtigt die Änderung zu Buchstabe a
Doppelbuchstabe ee. Zudem erfolgt eine Klarstellung, weil
die bisherige Fassung nicht hinreichend deutlich macht,
dass die Feststellung der Wehrdienstunfähigkeit oder der
vorübergehenden Wehrdienstunfähigkeit durch die Truppe
bei der Einstellungsuntersuchung nur in besonders geregel-
ten Ausnahmefällen in Betracht kommt. Dies sind die Fälle
des § 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Satz 2 und Abs. 2 (Einberufung
gedienter Wehrpflichtiger im Bereitschafts- und Verteidi-
gungsfall) und des § 13 Abs. 3 Satz 2 der Musterungsver-
ordnung (Einberufung ungedienter Wehrpflichtiger im Be-
reitschafts-, Verteidigungsfall, zu einer nach den Umstän-
den gebotenen Herstellung der Einsatzfähigkeit oder zur Si-
cherung der Operationsfreiheit der Streitkräfte). In diesen
Fällen gilt die Einstellungsuntersuchung als die ärztliche
Untersuchung, die im Regelfall im Rahmen des Einberu-
fungsverfahrens durchzuführen wäre.

Zu Buchstabe c

Die Neufassung dient der Klarstellung, dass Fälle, in denen
die Vollziehung des Einberufungsbescheides ausgesetzt ist,
von der Regelung miterfasst sind.

Zu Buchstabe d

Folgeänderung zu dem Zweiten Gesetz zur Neuordnung des
Wehrdisziplinarrechts und zur Änderung anderer Vorschrif-
ten vom … 2001 (BGBl. I S. …).

Zu Nummer 36 (Abschnittsüberschrift)

Überarbeitung der Gliederungsstruktur unter rechtsförm-
lichen Gesichtspunkten.

Zu Nummer 37 (§ 33)

Zu Buchstabe a

Die Regelung ist als Folge des bereits gesetzlich geregelten
Wegfalls der eigenständigen Musterungsgremien, hier der
Musterungskammern bei den Wehrbereichsverwaltungen,
aufzuheben.

Zu Buchstabe b

Die Regelung ergänzt die bisherige Fassung des Satzes 2
und trägt der durch höchstrichterliche Rechtsprechung be-
stätigten Personalhoheit der Bundeswehr Rechnung. Einbe-
rufungen und deren Aufhebung sind Ausfluss des den
Kreiswehrersatzämtern zukommenden Auswahlermessens.
Dieses dient allein dem öffentlichen Interesse an einer opti-
malen Personalbedarfsdeckung der Bundeswehr.

Der Ausschluss der aufschiebenden Wirkung bei einem Wi-
derspruch gegen einen Tauglichkeitsüberprüfungsbescheid
ist erforderlich, weil bisher die vom Gesetzgeber gewollte
sofortige Vollziehbarkeit des Einberufungsbescheides durch
unbegründetes gesundheitliches Vorbringen im Rahmen
eines isolierten Zurückstellungsantrags nach bestandskräfti-
ger Einberufung unterlaufen werden kann. Eine Verkürzung
des Schutzes des Wehrpflichtigen tritt durch diese Regelung
nicht ein, weil er durch die zu Beginn des Wehrdienstver-
hältnisses erfolgende Einstellungsuntersuchung geschützt
ist.

Die bisher in Satz 2 geregelte Gegenausnahme hat in der
Praxis keine Bedeutung erlangt und kann daher entfallen.

Zu Nummer 38 (§ 35)

Folgeänderung zu Nummer 37 Buchstabe b.

Zu Nummer 39 (Abschnittsüberschrift)

Überarbeitung der Gliederungsstruktur unter rechtsförm-
lichen Gesichtspunkten.

Zu Nummer 40 (§ 41)

Zahlen über „zwölf“ werden im Interesse einer einheit-
lichen rechtsförmlichen Gestaltung von Rechtsvorschriften
von der Schreibweise in Buchstaben auf die Schreibweise in
Ziffern umgestellt.

Zu Nummer 41 (§ 44)

Die Beschränkung des bisher umfassenden Zustellungsge-
bots auf nicht begünstigende Bescheide dient der Einspa-
rung von Zustellungskosten; die Neufassung entspricht im
Übrigen der Parallelvorschrift des Zivildienstgesetzes (§ 71
Abs. 1 und 2 Satz 1). Die Regelung für Wehrübungen von
nicht mehr als drei Tagen Dauer wurde dahin gehend präzi-
siert, dass sie nur für Alarmübungen gilt. Die Vorschriften
über die Zustellung durch Eilbrief waren zu streichen, da es
diese Versendungsform nicht mehr gibt. An die Stelle der
Zustellung mittels Eilbriefes soll mit Blick auf die längere
militärisch nutzbare Vorwarnzeit, die heute bei Standard-
briefen im Regelfall erreichten kurzen Postlaufzeiten sowie
aus Gründen der Portoersparnis die Zustellung mittels Stan-
dardbriefes, versehen mit dem Vermerk „Vorrangpost“, tre-
ten. Die bisherigen Verweisungen auf das Verwaltungszu-
stellungsgesetz und auf die Zustellungsvorschriften der
Länder sind lediglich deklaratorisch und daher entbehrlich.

Zu Nummer 42 (§ 45)

Zu Buchstabe a

Folgeänderungen zu Nummer 21.
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Zu Buchstabe b
Folgeänderungen zu Nummer 28.

Zu Buchstabe c
Folgeänderung zu den Nummern 7 und 9.

Zu Nummer 43 (§ 48)
Zu Buchstabe a
Zahlen über „zwölf“ werden im Interesse einer einheit-
lichen rechtsförmlichen Gestaltung von Rechtsvorschriften
von der Schreibweise in Buchstaben auf die Schreibweise in
Ziffern umgestellt.

Zu Buchstabe b
Berichtigung eines Redaktionsfehlers. Zahlen über „zwölf“
werden im Interesse einer einheitlichen rechtsförmlichen
Gestaltung von Rechtsvorschriften von der Schreibweise in
Buchstaben auf die Schreibweise in Ziffern umgestellt.

Zu Nummer 44 (§ 49)
Zahlen über „zwölf“ werden im Interesse einer einheit-
lichen rechtsförmlichen Gestaltung von Rechtsvorschriften
von der Schreibweise in Buchstaben auf die Schreibweise in
Ziffern umgestellt.

Zu Nummer 45 (§ 52)
Die Übergangsvorschrift stellt sicher, dass die zum 1. Januar
2002 in Kraft tretende Verkürzung des Grundwehrdienstes
auch für die Grundwehrdienstleistenden wirksam wird, die
nach bisherigem Recht noch zu einem zehnmonatigen
Grundwehrdienst einberufen sind. Wehrpflichtige, die an
sich nach Absatz 1 Halbsatz 1 zum 31. Dezember 2001 zu
entlassen sind, erhalten die Möglichkeit, die mit dem Einbe-
rufungsbescheid festgesetzte zehnmonatige Dienstzeit zu
Ende zu bringen. In diesem Falle handelt es sich bei der über
neun Monate hinausgehenden Zeit um Grundwehrdienst,
nicht um freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst.
Absatz 3 bewirkt, dass die nach bisherigem Recht als wehr-
dienstfähig und verwendungsfähig für bestimmte Tätig-
keiten des Grundwehrdienstes unter Freistellung von der
Grundausbildung gemusterten/beurteilten Wehrpflichtigen
ohne gesonderten Bescheid mit Inkrafttreten dieses Geset-
zes, also mit dem Wegfall des bisherigen Verwendungs-
grades verwendungsfähig für bestimmte Tätigkeiten des
Grundwehrdienstes unter Freistellung von der Grundausbil-
dung („T 7“), den Tauglichkeitsgrad nicht wehrdienstfähig
erhalten.
Die Übergangsregelung berücksichtigt ferner die Verkür-
zung der Mindestverpflichtungszeit im Zivilschutz oder
Katastrophenschutz.

Zu Artikel 2 (Änderung des Soldatengesetzes)
Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a
Durch die Aufhebung des Satzes 3 wird klargestellt, dass
auch Frauen nur dann zu einer dienstlichen Veranstaltung
im Sinne des § 1 Abs. 4 herangezogen werden können,

wenn sie zuvor in einem Wehrdienstverhältnis gestanden
haben.

Zu Buchstabe b

Folgeänderung zu dem Zweiten Gesetz zur Neuordnung des
Wehrdisziplinarrechts und zur Änderung anderer Vorschrif-
ten vom … 2001 (BGBl. I S. …).

Zu Nummer 2

Das Sonderrecht für wehrdienstbeschädigte Soldaten stellt
eine Abweichung von den Kriterien des Artikels 33 Abs. 2
des Grundgesetzes dar und orientiert sich an den Regelun-
gen des Beamtenrechts über die Beförderung der schwer-
behinderten Beamten (§ 50 des Schwerbehindertengesetzes,
§ 13 Abs. 1 der Bundeslaufbahnverordnung). Der Aufopfe-
rungsgedanke erlaubt es, einen wehrdienstbeschädigten Sol-
daten, bei dem auf Grund der Schädigung begründete Zwei-
fel an seiner Dienstfähigkeit bestehen, so zu behandeln, dass
er auf Grund seiner Wehrdienstbeschädigung keinen Status-
und dienstrechtlichen Nachteil erleidet. Von ihm kann bei
der Prüfung einer Entlassung oder Zurruhesetzung wegen
Dienstunfähigkeit sowie bei späteren förderlichen Maßnah-
men ein herabgesetztes Maß an körperlicher Eignung ver-
langt werden. Erfüllt er auch diese Voraussetzungen nicht,
ist er dienstunfähig im Sinne der gesetzlichen Vorschriften
und muss entlassen werden.

Das Sonderrecht umfasst gesundheitliche Schädigungen,
die durch eine Wehrdienstverrichtung, durch einen während
der Ausübung des Wehrdienstes erlittenen Unfall, durch
einen Angriff auf einen Soldaten oder durch die gesundheit-
lichen Verhältnisse am Ort seines dienstlich angeordneten
Aufenthalts im Ausland oder im Zusammenhang mit einem
dienstlichen Einsatz im Ausland herbeigeführt wurden. Die
dem Wehrdienst eigentümlichen Verhältnisse im Sinne des
§ 81 Abs. 1 letzter Halbsatz des Soldatenversorgungsgeset-
zes werden durch das Sonderrecht nicht erfasst. Ferner darf
die gesundheitliche Schädigung nicht auf vorsätzliches oder
grob fahrlässiges Fehlverhalten zurückzuführen sein.

Die Möglichkeit zur Ausübung des Ermessens im Einzelfall
soll in Erlassen konkretisiert werden. Dabei ist sicherzustel-
len, dass ein Soldat, der auf Grund seiner Schädigung nicht
mehr den wesentlichen Anforderungen seines Dienstgrades
gerecht wird und nach bisheriger Regelung als dienstunfä-
hig anzusehen ist, nicht zum Verbleiben im Dienstverhältnis
gezwungen werden kann. Wenn sich dieser Soldat auf
Grund seiner ihm durch die Wehrdienstbeschädigung zuste-
henden Versorgungsansprüche ausreichend finanziell abge-
sichert sieht, soll er – wie jeder andere Soldat auch – wegen
Dienstunfähigkeit aus dem Dienstverhältnis ausscheiden
können.

Zu Nummer 3

Nach den von der Bundesregierung am 14. Juni 2000 be-
schlossenen Eckpfeilern der konzeptionellen und planeri-
schen Neuausrichtung der Bundeswehr sollen die Lauf-
bahnen der Soldaten neu geordnet werden. Damit soll ein
breites Spektrum an Einstiegs-, Wechsel- und Aufstiegsop-
tionen eröffnet werden, um die Grundlage für eine bessere
Deckung des Personalbedarfs zu schaffen. Angesichts des
Fehls von rund 4 000 Unteroffizieren ohne Portepee und
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einer ungünstigen Bewerberlage ist es erforderlich, den
Kreis potenzieller Anwärter zu vergrößern und weiteren
Nachwuchs zu gewinnen.

Es ist beabsichtigt, in der Laufbahngruppe der Unteroffi-
ziere Laufbahnen der Fachunteroffiziere und Laufbahnen
der Feldwebel einzurichten. Die „Fachunteroffizierlaufbah-
nen“ (Unteroffizier und Stabsunteroffizier) fassen Verwen-
dungen in der vergleichbaren Ausbildungshöhe eines „Ge-
sellen“, die „Feldwebellaufbahnen“ (Feldwebel bis Ober-
stabsfeldwebel) fassen Verwendungen in der vergleichbaren
Ausbildungshöhe eines „Meisters“ zusammen.

Mit der beabsichtigten Änderung des Absatzes 3 sollen die
gesetzlichen Voraussetzungen geschaffen werden, um in der
Soldatenlaufbahnverordnung für die Einstellung der An-
wärter in den Laufbahnen der Fachunteroffiziere nur noch –
wie es Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a als Mindestvorausset-
zung vorschreibt – den erfolgreichen Besuch einer Haupt-
schule genügen zu lassen. An die Stelle des bisher in
Absatz 3 geforderten Berufsabschlusses sollen für diese An-
wärter in der Praxis künftig eine erfolgreiche Berufseig-
nungsfeststellung (im Rahmen des Annahmeverfahrens an
den Zentren für Nachwuchsgewinnung) und die Zusage für
eine zivilberufliche Aus- und Weiterbildung treten. Damit
wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die Anzahl der
Schüler und Schülerinnen, die einen beruflichen Abschluss
außerhalb des dualen Bildungssystems und damit keine
Ausbildungsberufe nach dem Berufsbildungsgesetz oder
der Handwerksordnung anstreben, in den letzten Jahren
kontinuierlich gestiegen ist.

Für die Anwärter in den Feldwebellaufbahnen verbleibt es
bei den bisherigen Einstellungsvoraussetzungen.

Zu Nummer 4

Der bisherige militärgeographische Dienst wird im Zusam-
menhang mit der geplanten Änderung der Soldatenlauf-
bahnverordnung um den Geophysikalischen Beratungs-
dienst erweitert und zu einem neuen Dienst und einer neuen
Laufbahn zusammengefasst. Die Aufnahme neuer, unter
dem bisherigen Begriff „militärgeographischer Dienst“
nicht zu fassender Aufgaben (beispielsweise Aufgaben der
Geophysik) führt dazu, dass auch die Bezeichnung des
Dienstes und der Laufbahn zu ändern ist.

Zu Nummer 5

Zu Buchstabe a

Im Rahmen der geplanten Neuordnung der Laufbahnen sol-
len nach dem Beschluss der Bundesregierung vom 14. Juni
2000 in der Laufbahngruppe der Unteroffiziere eine Feld-
webel- und eine Fachunteroffizierlaufbahn eingerichtet wer-
den. Die Vorschrift über die Entlassung eines Anwärters im
Status eines Soldaten auf Zeit ist daher um den Feldwebel-
anwärter zu ergänzen.

Zu Buchstabe b

Durch die Einfügung des Wortes „schuldhaft“ wird auch im
Gesetzestext Klarheit geschaffen, dass eine Entlassung nach
§ 55 Abs. 5 nur in Betracht kommen kann, wenn der Soldat
ein Dienstvergehen im Sinne des § 23 Abs. 1 begangen,
seine Dienstpflichten also schuldhaft verletzt hat. Die Ent-

lassung nach § 55 Abs. 5 soll nur die Möglichkeit eröffnen,
das Dienstverhältnis eines Soldaten in den ersten vier
Dienstjahren auch ohne ein disziplinargerichtliches Verfah-
ren auf einfache und schnelle Art zu beenden. Daraus folgt,
dass auch die Entlassung nach § 55 Abs. 5 auf einem
schuldhaften Fehlverhalten des Soldaten beruhen muss. Die
Klarstellung ist auch im Hinblick auf die Konkurrenzrege-
lung in § 55 Abs. 4 erforderlich.

Zu Artikel 3 (Änderung der Soldatenurlaubs-
verordnung)

Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 7 und 9 (Wegfall der Ver-
fügungsbereitschaft).

Zu Artikel 4 (Gesetz zur Anpassung der Personal-
stärke der Streitkräfte)

Zu § 1
Die vorzeitigen Zurruhesetzungen ab dem 50. Lebensjahr
sollen trotz ausschließlichen Rückgriffs auf dienstliche Inte-
ressen nur einvernehmlich erfolgen. Zu den hergebrachten
Grundsätzen des Berufsbeamtentums (Artikel 33 Abs. 5 des
Grundgesetzes) zählt auch das Lebenszeitprinzip. Dies gilt
auch für Berufssoldaten. Ihr verfassungsrechtlich geschütz-
ter Besoldungs- und Versorgungsanspruch hat sich an den
Grundsätzen auszurichten, die aus den Grundlagen des
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnisses – ent-
sprechend den für die Berufsbeamten geltenden Grundsät-
zen – entwickelt wurden. Zwar kann kein Soldat darauf ver-
trauen, dass eine für ihn günstige Regelung in alle Zukunft
bestehen bleibt. Jedoch ergibt die hier gebotene Interessen-
abwägung, dass das Vertrauen des Adressatenkreises des
Personalanpassungsgesetzes am Fortbestand ihres regel-
mäßig bereits 30 Jahre währenden Dienstverhältnisses
schutzwürdiger ist als das öffentliche Interesse an vorzeiti-
ger Dienstzeitbeendigung.

Zu Absatz 1
Zu Nummer 1
Mit der Festlegung eines Mindestalters von 50 Jahren für
eine vorzeitige Zurruhesetzung werden bei der gleichzeitig
geplanten zeitlichen Befristung bei den Offizieren des Trup-
pendienstes die am stärksten belastenden überbesetzten Ge-
burtsjahrgänge erfasst. Auch bei den anderen Zielgruppen
werden überbesetzte Geburtsjahrgänge dem Personalstruk-
turmodell strukturell angepasst. Im vorgesehenen Min-
destalter von 50 Jahren hat der Berufssoldat zudem regel-
mäßig bereits eine Dienstzeit von 30 und mehr Jahren voll-
endet. Die Alternative einer Festschreibung der konkret im
Einzelfall geleisteten Dienstzeit als Voraussetzung vorzeiti-
ger Zurruhesetzung würde einen unnötigen Verwaltungs-
mehraufwand bedeuten.

Zu Nummer 2
Einziger Ausgangspunkt für die Feststellung struktureller
Überhänge ist das jeweils gültige Personalstrukturmodell.
Der militärische Personalkörper wird – abhängig von den
politischen Vorgaben – auch künftig Änderungen unterwor-
fen sein. Im Hinblick auf die durchzuführende Umstruktu-
rierung des militärischen Personalkörpers und die Abhän-
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gigkeiten von der Neuausrichtung der Streitkräfte mit ihren
Umstrukturierungen und Standortveränderungen/-schlie-
ßungen ist es erforderlich, dass das Personalanpassungsge-
setz bis zum 31. Dezember 2006 vorzeitige Zurruhesetzun-
gen ermöglicht. Die konkrete Ausgestaltung des jeweiligen
Personalstrukturmodells hängt von den haushaltsmäßigen
Vorgaben, mithin letztlich dem Willen des Gesetzgebers ab,
in dessen Hand die entsprechenden Steuerungsmöglichkei-
ten im Hinblick auf die Personalumfänge der Streitkräfte
liegen. Vorrangig sollen die Soldaten betrachtet werden, die
außerhalb von Dienstposten verwendet werden. Das vorge-
sehene Abbaupotenzial von 3 000 Berufssoldaten als Ober-
grenze vorzeitiger Zurruhesetzungen verringert den voraus-
sichtlich erheblichen Planstellenbedarf, der durch die An-
passung an die neue Zielstruktur der Streitkräfte mit neuen
Aufgaben entsteht. Diese wird es nämlich erforderlich ma-
chen, Berufssoldaten aus ihren Verwendungen herauszulö-
sen, ohne geeignete Anschlussverwendungen verfügbar zu
haben. Bereits heute sind rund 1500 Berufssoldaten von
strukturellen Veränderungen betroffen, leisten ihren Dienst
außerhalb von Dienstposten und müssen auf einer Planstelle
„zbV“ geführt werden.

Zu Absatz 2
Zu Satz 1
Die Vorschrift folgt der Neufassung des § 44 des Soldaten-
gesetzes.

Zu Satz 2
Der Absatz regelt durch Verweisung auf Vorschriften des
Soldatengesetzes die Zuständigkeit für die Versetzung in
den Ruhestand, Verfahrensfragen und das Recht, die Dienst-
gradbezeichnung mit dem Zusatz „außer Dienst (a. D.)“
weiter zu führen.

Zu § 2
Mit dieser Vorschrift wird klargestellt, dass für den betroffe-
nen Personenkreis grundsätzlich die Vorschriften des Solda-
tenversorgungsgesetzes gelten, jedoch die besonderen Re-
gelungen dieses Abschnitts zu beachten sind.

Zu § 3
Zu Absatz 1
Mit dieser Vorschrift wird für die nach § 1 vor Überschrei-
ten der für sie maßgeblichen Altersgrenze in den Ruhestand
versetzten Berufssoldaten der Anspruch auf Ruhegehalt er-
öffnet.

Zu Absatz 2
Die Regelung dient dem versorgungsrechtlichen Ausgleich
hinsichtlich der Zeiten, um die sich die Zeit der Dienstleis-
tung auf Grund der Regelung des § 1 durch vorzeitige Zur-
ruhesetzung verkürzt. Die erforderliche Akzeptanz des Ge-
setzes setzt die Gewährung der im Normalfall erreichbaren
Versorgung voraus. Die Notwendigkeit eines versorgungs-
rechtlichen Ausgleichs ist in den Fällen nicht gegeben, in
denen entsprechende Zeiten auch ohne vorzeitige Zurruhe-
setzung nicht als ruhegehaltfähig berücksichtigt worden wä-
ren.

Zu Absatz 3

Durch die entsprechende Geltung des § 26 Abs. 2 und 3 des
Soldatenversorgungsgesetzes wird erreicht, dass die der
besonderen Altersgrenze unterliegenden vorzeitig in den
Ruhestand versetzten Berufssoldaten den Zuschlag zum
Ruhegehalt in gleicher Weise erhalten, als wenn sie wegen
Überschreitens der für sie geltenden besonderen Altersgren-
zen in den Ruhestand versetzt worden wären. Damit knüpft
diese Regelung an die Erhöhung der ruhegehaltfähigen
Dienstzeit nach Absatz 2 an.

Mit der entsprechenden Geltung des § 94b des Soldatenver-
sorgungsgesetzes wird erreicht, dass auch auf den Personen-
kreis der nach diesem Gesetz in den Ruhestand versetzten
Berufssoldaten die dortigen Übergangsregelungen anzu-
wenden sind, soweit diese Vorschriften auch bei „normaler
Zurruhesetzung“ Anwendung gefunden hätten. Die Rege-
lung gilt daher nicht für die aus der ehemaligen Nationalen
Volksarmee als Berufssoldaten übernommenen Soldaten, da
für diese die Anwendung der Übergangsregelungen der
§§ 94 bis 94c des Soldatenversorgungsgesetzes gemäß
Anlage 1 Kapitel XIX Sachgebiet B Abschnitt III Nr. 5
Buchstabe d des Einigungsvertrages ausgeschlossen sind.

Zu Absatz 4

Die entsprechende Anwendung des § 17 Abs. 2 Satz 1 des
Soldatenversorgungsgesetzes führt dazu, dass – wie bei
einer Dienstunfähigkeit infolge Wehrdienstbeschädigung –
der Berechnung des Ruhegehalts die Dienstaltersstufe
zugrunde gelegt wird, die der vorzeitig in den Ruhestand
versetzte Berufssoldat erreicht hätte, wenn er auf Grund der
jeweils für ihn geltenden Altersgrenzenregelung in den
Ruhestand getreten wäre.

Zu Absatz 5

Durch die Regelung wird sichergestellt, dass die Dienstbe-
züge des letzten Dienstgrades/der letzten Besoldungsgruppe
in den Fällen versorgungswirksam werden, in denen die
dreijährige Wartezeit nach § 18 Abs. 1 des Soldatenversor-
gungsgesetzes bei Verbleiben im Dienst bis zur maßgeb-
lichen Altersgrenze erfüllt worden wäre.

Zu Absatz 6

Entsprechend dem allgemeinen Grundsatz, dass in Fällen
einer vorzeitigen Zurruhesetzung Versorgungsbezüge um
einen Versorgungsabschlag zu vermindern sind, wird auch
in Fällen der Zurruhesetzung nach diesem Gesetz eine ge-
staffelte Kürzung des Ruhegehalts für höhere Besoldungs-
gruppen (Versorgung mindestens aus der Besoldungsgruppe
A 16) vorgenommen. Maßgebend für die Verminderung des
Ruhegehalts ist die sonst jeweils geltende Altersgrenze, also
die besondere oder, wenn für den Berufssoldaten eine
solche nicht besteht, die allgemeine Altersgrenze. Für die
Kürzung des Ruhegehalts ist – wie für seine Festsetzung
auch – eine tageweise Berechnung vorzunehmen. Durch die
Begrenzung der Kürzung auf fünf vom Hundert der ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge wird erreicht, dass zum Bei-
spiel im Falle der Berechnung aus dem Höchstruhegehalts-
satz von zurzeit 75 vom Hundert ein Ruhegehalt von min-
destens 70 vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbe-
züge verbleibt.
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Zu Absatz 7
Mit der Regelung wird bewirkt, dass den vorzeitig ausschei-
denden Berufssoldaten der Ausgleich nach § 38 des Solda-
tenversorgungsgesetzes gewährt wird, den sie auch erhalten
hätten, wenn sie auf Grund der für sie geltenden Altersgren-
zenregelung in den Ruhestand getreten wären. Entsprechen-
des gilt für den einmaligen Ausgleich nach § 2 Nr. 7 der
Soldatenversorgungs-Übergangsverordnung.

Zu Absatz 8
Bei der Anrechnung von Einkünften aus einer Beschäfti-
gung außerhalb des öffentlichen Dienstes wird die Höchst-
grenze nach § 53 des Soldatenversorgungsgesetzes für die
Soldaten im Ruhestand bis zum 61. Lebensjahr um 20 Pro-
zent erhöht, die wegen Überschreitens der für sie festgesetz-
ten besonderen Altersgrenze in den Ruhestand versetzt wor-
den sind. Durch die Regelung des Absatzes 7 wird erreicht,
dass diese weitergehende Anrechnungsvorschrift auch auf
alle nach diesem Gesetz vorzeitig in den Ruhestand versetz-
ten Berufssoldaten Anwendung findet, und zwar unabhän-
gig von der für sie sonst geltenden Altersgrenzenregelung.

Zu § 4
Um für die Umwandlung des Berufssoldatenverhältnisses in
das eines Soldaten auf Zeit einen Anreiz zu bieten, ist für
den Verzicht auf lebenslange Versorgung ein attraktiver
Ausgleich unerlässlich.

Die hierzu vorgesehene erhöhte Übergangsbeihilfe begüns-
tigt gezielt nur die Umwandler und nicht alle Soldaten auf
Zeit; sie ist daher wegen des Gebots, gleiche Dienstzeiten
versorgungsrechtlich gleich zu behandeln, verfassungs-
rechtlich nur im Rahmen des übergeordneten Zwecks dieses
Personalanpassungsgesetzes zulässig. Im Gegensatz zu den
übrigen Regelungen hat die erhöhte Übergangsbeihilfe inso-
weit Maßnahmecharakter und ist auf das geplante Datum
der Zielerreichung in der Personalstruktur zu befristen.

Zu Artikel 5 (Änderung des Wehrsoldgesetzes)
Zu Nummer 1
Ein Kaufkraftausgleich nach dem Bundesbesoldungsgesetz
soll hinsichtlich der Bezüge der Wehrsoldempfänger nur
dann vorgenommen werden, wenn auch die Bezüge der Be-
rufssoldaten oder Soldaten auf Zeit am Standort einem
Kaufkraftausgleich unterliegen. Diese Regelung trägt der
Umstellung auf den Euro zum 1. Januar 2002 Rechnung.

Zu Nummer 2
Wehrpflichtigen, deren Standort sich im Ausland befindet,
soll unabhängig vom jeweiligen Währungsgebiet weiterhin
der doppelte Wehrsold gewährt werden.

Zu Nummer 3
Zur Begründung wird auf Nummer 1 verwiesen.

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a
Zur Begründung wird auf Nummer 1 verwiesen.

Zu Buchstabe b
Nach § 5 des Wehrpflichtgesetzes dauert der Grundwehr-
dienst künftig neun Monate, der abhängig vom Bedarf der
Streitkräfte zusammenhängend oder abschnittsweise geleis-
tet werden kann. Der erste Abschnitt dauert stets sechs Mo-
nate. Der restliche Grundwehrdienst wird nicht zwingend
monatsweise abgeleistet. Deshalb soll die besondere Zu-
wendung im Falle vorzeitiger Beendigung oder abschnitts-
weiser Ableistung des Grundwehrdienstes tageweise be-
rechnet werden, um zu verhindern, dass die Soldaten hier-
durch einen Teil der besonderen Zuwendung einbüßen. Sie
wird bei einer abschnittsweisen Ableistung des Grundwehr-
dienstes für jeden Abschnitt gesondert gewährt. Die Einma-
ligkeit der besonderen Zuwendung je Abschnitt gemäß § 7
Abs. 1 Satz 1 des Wehrsoldgesetzes bleibt unberührt.

Zu Buchstabe c
Angleichung an die Systematik der tageweisen Berechnung
der besonderen Zuwendung für die Soldaten, die freiwilli-
gen zusätzlichen Wehrdienst leisten.

Zu Nummer 5
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 7 und 9 (Wegfall der Verfü-
gungsbereitschaft).

Zu Nummer 6
Der Wehrdienstzuschlag wird künftig in mehreren Stufen
gewährt, um länger dienende Soldaten zu gewinnen, die
freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst leisten. Die Verbesse-
rung des Wehrdienstzuschlages soll auch zur Sicherstellung
des geplanten Aufwuchses auf 27 000 freiwilligen zusätz-
lichen Wehrdienst Leistende beitragen.

Zu Nummer 7
Zu Buchstabe a
Anpassung auf Grund der Änderung des § 19 der Erschwer-
niszulagenverordnung durch die Sechste Verordnung zur
Änderung der Erschwerniszulagenverordnung vom 25. Ok-
tober 2000 (BGBl. I S. 1471). Durch den neuen Satz 4 wird
sichergestellt, dass bei so genannten „qualifizierten Unfäl-
len“ eine Weitergewährung auch über sechs Monate hinaus
möglich ist.

Zu Buchstabe b
Zur Begründung wird auf Nummer 1 verwiesen.

Zu Nummer 8
Der Grundwehrdienst dauert künftig neun Monate, der ab-
hängig vom Bedarf der Streitkräfte zusammenhängend oder
abschnittsweise geleistet werden kann. Während der erste
Abschnitt sechs Monate dauert, wird der restliche Wehr-
dienst nicht zwingend monatsweise abgeleistet. Um zu ver-
hindern, dass die Soldaten hierdurch einen Teil des Entlas-
sungsgeldes einbüßen, soll das Entlassungsgeld im Falle
vorzeitiger Beendigung oder abschnittsweiser Ableistung
des Grundwehrdienstes künftig tageweise berechnet wer-
den. Der Gesamtbetrag in Höhe von 1 350 DM für den
Grundwehrdienst berücksichtigt dessen Verkürzung auf
neun Monate. Das Entlassungsgeld bemisst sich – wie bis-
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her – nach dem Verhältnis der tatsächlichen Dienstleistung
zur gesetzlich vorgeschriebenen Dauer des Dienstes.

Zu Nummer 9
Redaktionelle Änderung auf Grund der Änderung des § 23i
der Erschwerniszulagenverordnung durch die Sechste Ver-
ordnung zur Änderung der Erschwerniszulagenverordnung
vom 25. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1471).

Zu Nummer 10
Die Übergangsvorschrift stellt sicher, dass Grundwehr-
dienstleistende, die auf Grund der Übergangsvorschrift nach
Artikel 1 Nr. 47 den Grundwehrdienst nach bisherigem
Recht voll ableisten, hinsichtlich der besonderen Zuwen-
dung und des Entlassungsgeldes keine Bezügeminderung
hinnehmen müssen.

Zu Artikel 6 (Änderung der Verordnung über die
Vergütung für Soldaten mit besonde-
rer zeitlicher Belastung)

Zu den Nummern 1 und 2
Angleichung an die neue Regelung in der Verordnung über
den erhöhten Wehrsold (Artikel 12). Wie bisher sollen die
Mindestdienstzeiten für die Gewährung des erhöhten Ver-
gütungssatzes identisch sein.

Zu Nummer 3
Die Neufassung des § 3 Nr. 5 sowie die Anfügung der
neuen Nummer 6 trägt der geänderten sicherheitspolitischen
Lage Rechnung, auf Grund derer die Maßnahme „Anord-
nung erhöhter Bereitschaft ab Stufe I“ entfallen ist. Die
Aufzählung der Ausschlussgründe in Nummer 5 wird um
die so genannte Bündnisklausel ergänzt.

Zu Artikel 7 (Änderung des Arbeitsplatzschutz-
gesetzes)

Zu Nummer 1 (Überschrift)
Der Überschrift wird die bislang schon gebräuchliche Ab-
kürzung für das Arbeitsplatzschutzgesetz hinzugefügt.

Zu Nummer 2 (§ 16)
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 7 und 9.

Zu Artikel 8 (Änderung des Unterhaltssicherungs-
gesetzes)

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht)
Berichtigung der Inhaltsübersicht.

Zu Nummer 2 (§ 2)
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 7 und 9.

Zu Nummer 3 (§ 5a)
Anspruchsberechtigte Familienangehörige im engeren Sinn
eines Wehrpflichtigen, der die gesamte Dauer des Grund-
wehrdienstes in einem Abschnitt leistet, erhalten bei Entlas-
sung des Wehrpflichtigen nach einem Grundwehrdienst von

mindestens einem Monat ein Überbrückungsgeld. Aus
Gründen der Gleichbehandlung darf das Überbrückungs-
geld auch bei Ableistung des Grundwehrdienstes in mehre-
ren Abschnitten nur einmal gewährt werden. Die Höhe des
Überbrückungsgeldes bleibt unverändert.

Zu Nummer 4 (§ 18)
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 7 und 9.

Zu Artikel 9 (Änderung des Zivildienstgesetzes)
Zu Nummer 1 (§ 2a)
Zu Buchstabe a
Infolge der Erweiterung des Beirates um zwei Vertreter der
Verbände und Kommunen (vergleiche Buchstaben b und c)
wird die Zahl der Zivildienstleistenden erhöht.

Zu Buchstabe b
In Zukunft soll im Beirat für den Zivildienst ein Vertreter
von Verbänden, die Beschäftigungsstellen im Umweltschutz
stellen, mitwirken. Damit wird der Entwicklung im Zivil-
dienst und bei den Beschäftigungsstellen Rechnung getra-
gen. Dies spiegelt auch die ausdrückliche Nennung des Um-
weltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege
in § 4 Abs. 1 Nr. 1 wider.

Zu Buchstabe c
Ein beträchtlicher Teil der Beschäftigungsstellen befindet
sich in der Trägerschaft von Kommunen. Die vorgesehene
Änderung sichert dementsprechend die Mitwirkungsmög-
lichkeiten der Kommunen im Beirat für den Zivildienst.

Zu Nummer 2 (§ 12)
Zu Buchstabe a
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 15 und 26.

Zu Buchstabe b
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 15 und 26.

Zu Nummer 3 (§ 14)
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa
Die Alters- und Zeitangaben über „zwölf“ werden im Inte-
resse einer einheitlichen rechtsförmlichen Gestaltung von
Rechtsvorschriften von der Schreibweise in Buchstaben auf
die Schreibweise in Ziffern umgestellt. Die Herabsetzung
der Verpflichtungszeit von sieben auf sechs Jahren ist eine
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 16 Buchstabe b Doppel-
buchstabe aa.

Zu Doppelbuchstabe bb
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 16 Buchstabe b Doppel-
buchstabe bb.

Zu Buchstabe b
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 16 Buchstabe c.
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Zu Buchstabe c
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 30 Buchstabe c.

Zu Buchstabe d
Zu Doppelbuchstabe aa
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 16 Buchstabe b Doppel-
buchstabe aa.

Zu Doppelbuchstabe bb
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 16 Buchstabe b Doppel-
buchstabe bb.

Zu Nummer 4 (§ 14a)
Die Alters- und Zeitangaben über „zwölf“ werden im Inter-
esse einer einheitlichen rechtsförmlichen Gestaltung von
Rechtsvorschriften von der Schreibweise in Buchstaben auf
die Schreibweise in Ziffern umgestellt.

Zu Nummer 5 (§ 14b)
Begründung wie zu Nummer 4.

Zu Nummer 6 (§ 15a)
Begründung wie zu Nummer 4.

Zu Nummer 7 (§ 23)
Zu Buchstabe a
Begründung wie zu Nummer 4.

Zu Buchstabe b
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 30 Buchstabe d.

Zu Buchstabe c
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 30 Buchstabe c.

Zu Nummer 8 (§ 24)
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa
Begründung wie zu Nummer 4.

Zu Doppelbuchstabe bb
Die Änderung in Satz 2 Nr. 4 ist eine Folgeänderung zu
Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe a; für die übrigen Änderungen
gilt die Begründung wie zu Nummer 4.

Zu Doppelbuchstabe cc
Begründung wie zu Nummer 4.

Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 8
Buchstabe c. Die Vorschriften über den abschnittsweisen
Zivildienst werden im Rahmen der geltenden rechtlichen
Regelungen umgesetzt. Das Bundesamt für den Zivildienst
ist gehalten, die mit der Ableistung eines abschnittsweisen
Zivildienstes für den Arbeitgeber verbundenen Belastungen
soweit möglich in einem vertretbaren Rahmen zu halten.

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend kann durch Verwaltungsvorschriften Einzelheiten
zum abschnittsweisen Zivildienst festlegen. Solche Verwal-
tungsvorschriften kommen insbesondere für die Tätigkeits-
bereiche, in denen ein abschnittsweiser Zivildienst möglich
ist, und für die Dauer der auf den ersten Abschnitt folgen-
den weiteren Abschnitte in Betracht. Soweit allgemeine
Weisungen und Einzelweisungen erforderlich sind, werden
sie vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend oder dem Bundesamt für den Zivildienst erteilt.

Zu Buchstabe c
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe c.

Zu Nummer 9 (§ 44)
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 35 Buchstabe d.

Zu Nummer 10 (§ 60)
Begründung wie zu Nummer 4.

Zu Nummer 11 (§ 74)
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 37 Buchstabe b und Nr. 38.

Zu Nummer 12 (§ 81)
Zu den Buchstaben a bis d
Es handelt sich um Übergangsregelungen, die im Wesent-
lichen den Regelungen folgen, die für die bisherigen Über-
gangsregelungen im Bereich des Zivildienstgesetzes galten.
Wie bei bisherigen Verkürzungen des Zivildienstes können
die Zivildienstleistenden, die am 31. Dezember 2001 im
Dienst sind, einen Antrag stellen, Zivildienst entsprechend
der in ihrem Einberufungsbescheid festgelegten Dauer ab-
zuleisten.

Zu Buchstabe e
Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 45 (Übergangsregelung
Absatz 4).

Zu Artikel 10 (Änderung des Zivildienstvertrauens-
mann-Gesetzes)

Zu den Nummern 1 und 2
Die Zivildienstzeit beträgt ab 1. Januar 2002 zehn Monate.
Die vorgesehene Regelung passt die Bestimmungen über
die Amtszeit des Vertrauensmannes und seiner Stellvertreter
an die kürzere Zivildienstzeit an.

Zu Nummer 3
Die bisher in § 15 Abs. 4 Satz 1 vorgesehenen Gespräche
des Präsidenten des Bundesamtes oder von ihm beauftragter
Beschäftigter des Bundesamtes mit Vorgesetzten und Ver-
trauensmännern sollen in Zukunft nicht mehr mindestens
einmal im Kalenderjahr, sondern mindestens einmal im Ka-
lenderhalbjahr, also jeweils in der Zeit vom 1. Januar bis
30. Juni und vom 1. Juli bis 31. Dezember stattfinden. Auf
diese Weise wird sichergestellt, dass Vertrauensmänner in
aller Regel einmal in ihrer Dienstzeit an einem solchen Ge-
spräch teilnehmen können.
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Zu Artikel 11 (Änderung des Versorgungsreform-
gesetzes 1998)

Folgeänderung zu Artikel 2 Nr. 4.

Zu Artikel 12 (Änderung der Verordnung über den
erhöhten Wehrsold für Soldaten mit
besonderer zeitlicher Belastung)

Zu den Nummern 1 und 2
Trotz der Verkürzung des Grundwehrdienstes von zehn auf
neun Monate soll der höhere Satz des erhöhten Wehrsoldes
weiterhin mit Beginn des zusätzlichen freiwilligen Wehr-
dienstes, d. h. nunmehr mit Beginn des zehnten Dienstmo-
nats, gewährt werden.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a
Folgeänderung auf Grund der Einführung des § 8f des
Wehrsoldgesetzes durch das Vierzehnte Gesetz zur Ände-
rung des Wehrsoldgesetzes vom 16. Juni 1998 (BGBl. I
S. 1308) sowie der Änderung des § 2 Abs. 2 des Wehrsold-
gesetzes durch Artikel 5 Nr. 2.

Zu den Buchstaben b und c
Die Neufassung des § 3 Nr. 4 sowie die Anfügung der
neuen Nummer 5 trägt der geänderten sicherheitspolitischen
Lage Rechnung, auf Grund derer die Maßnahme „Anord-
nung erhöhter Bereitschaft ab Stufe I“ entfallen ist. Die
Aufzählung der Ausschlussgründe in Nummer 4 wird um
die so genannte Bündnisklausel ergänzt.

Zu Artikel 13 (Änderung des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1 (§ 26)
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa
Redaktionelle Klarstellung. Die Neufassung verdeutlicht,
dass eine Beschäftigungssuche im Sinne der gesetzlichen
Regelung nur dann vorliegt, wenn sich der Betroffene selbst
aktiv um eine neue Beschäftigung bemüht und den Vermitt-
lungsbemühungen des Arbeitsamtes zur Verfügung steht.
Dies setzt voraus, dass sich der Betroffene persönlich ar-
beitslos gemeldet hat.

Zu Doppelbuchstabe bb
Mit der Regelung werden Wehrpflichtige, die im Anschluss
an den Grundwehrdienst freiwilligen zusätzlichen Wehr-
dienst leisten, in den Schutz der Arbeitslosenversicherung
einbezogen. Voraussetzung ist, dass die Gesamtdauer von
Grundwehrdienst und zusätzlichem freiwilligem Wehr-
dienst mindestens 14 Monate umfasst. Diese Regelung be-
rücksichtigt, dass die Betreffenden ihrer Dienstpflicht in
besonderer Weise nachkommen.

Zu Buchstabe b
Mit der Änderung wird der Grundgedanke der Regelung,
nur diejenigen Dienstleistenden in die Versicherungspflicht

einzubeziehen, die bereits vor Dienstbeginn dem Personen-
kreis der Arbeitnehmer zuzurechnen waren, stärker betont.
Bei Personen, die vor Beginn ihres Wehrdienstes oder Zivil-
dienstes mindestens vier Monate eine versicherungspflich-
tige Beschäftigung als Arbeitnehmer gesucht haben, ist die
Vermutung begründet, dass sie ohne den Wehrdienst oder
Zivildienst eine solche Beschäftigung aufgenommen und
ausgeübt hätten.

Zu Nummer 2 (§ 123)

Die auf sechs Monate verkürzte Anwartschaftszeit berück-
sichtigt, dass der Wehrdienst und der Zivildienst künftig in
Abschnitten geleistet werden können, von denen der erste
Abschnitt des Wehrdienstes mindestens sechs und der erste
Abschnitt des Zivildienstes mindestens sieben Monate um-
fasst. Die Änderung stellt sicher, dass ein Arbeitslosenversi-
cherungsschutz bereits bei Eintritt der Arbeitslosigkeit nach
dem ersten Dienstabschnitt gewährleistet ist.

Zu Nummer 3 (§ 127)

Die Dauer des Anspruches auf Arbeitslosengeld für Wehr-
dienstleistende und Zivildienstleistende wird an die im
Übrigen geltende Relation zwischen Versicherungszeit und
Anspruchsdauer angepasst.

Zu Nummer 4 (§ 130)

Folgeänderung zu Nummer 2.

Zu Nummer 5 (§ 434d)

Die Vorschrift enthält die notwendigen Übergangsregelun-
gen zu den Änderungen im Versicherungs- und Leistungs-
recht des Dritten Buches Sozialgesetzbuch für Wehrdienst-
leistende und Zivildienstleistende. Für Personen, die ihren
Dienst vor dem Tag des Inkrafttretens des Gesetzes angetre-
ten haben, sollen die bis zu diesem Tag maßgeblichen Rege-
lungen zur Versicherungspflicht und zur Dauer des Anspru-
ches auf Arbeitslosengeld weiterhin gelten.

Zu Artikel 14 (Änderung der Gesamtbeitrags-
verordnung)

Die Regelungen enthalten notwendige Folgeänderungen zu
den Neuregelungen im Versicherungs- und Leistungsrecht
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch für Wehrdienstleis-
tende und Zivildienstleistende.

Zu Artikel 15 (Änderung des Wehrstrafgesetzes)

Folgeänderungen zu dem Zweiten Gesetz zur Neuordnung
des Wehrdisziplinarrechts und zur Änderung anderer Vor-
schriften vom … 2001 (BGBl. I S. …).

Zu Artikel 16 (Änderung des Gesetzes über den
Wehrbeauftragten des Deutschen
Bundestages)

Folgeänderung zu dem Zweiten Gesetz zur Neuordnung des
Wehrdisziplinarrechts und zur Änderung anderer Vorschrif-
ten vom … 2001 (BGBl. I S. …).
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Zu Artikel 17 (Änderung der Wehrdisziplinar-
ordnung)

Zu Nummer 1
Die Ergänzung enthält die in der Neufassung der Wehrdiszi-
plinarordnung fehlende Legaldefinition des Begriffs der frü-
heren Soldaten, die als Soldaten im Ruhestand gelten. Diese
Definition stimmt mit dem Wortlaut des § 1 Abs. 3 der
Wehrdisziplinarordnung in der vor Inkrafttreten des Zwei-
ten Gesetzes zur Neuordnung des Wehrdisziplinarrechts und
zur Änderung anderer Vorschriften geltenden Fassung über-
ein.

Zu Nummer 2
Mit der Änderung des § 58 Abs. 2 und des § 67 Abs. 1
Satz 1 werden die Verweisungen auf diese Legaldefinition
richtig gestellt.

Zu Artikel 18 (Rückkehr zum einheitlichen
Verordnungsrang)

Die Vorschrift ist notwendig, damit auch zukünftig die vor-
gesehenen Änderungen durch Rechtsverordnung auf der
Grundlage der jeweils einschlägigen Ermächtigung geän-
dert oder aufgehoben werden können.

Zu Artikel 19 (Bekanntmachungserlaubnis)
Die Vorschrift enthält die übliche Bekanntmachungserlaub-
nis.

Zu Artikel 20 (Inkrafttreten)
Zu Absatz 1
Die Vorschrift regelt in Absatz 1 das Inkrafttreten des Ge-
setzes.

Zu Absatz 2
Abweichend von Absatz 1 tritt die Übergangsvorschrift des
§ 52 des Wehrpflichtgesetzes bereits am 31. Dezember 2001
in Kraft. Das vorgezogene Inkrafttreten stellt sicher, dass
die zu einem zehnmonatigen Grundwehrdienst einberufe-
nen Wehrpflichtigen, die am 31. Dezember 2001 neun Mo-
nate oder länger Grundwehrdienst geleistet haben, bereits
am 31. Dezember 2001 vor Inkrafttreten der Verkürzung
des Grundwehrdienstes auf neun Monate entlassen werden
können. Für den Bereich des Zivildienstes ist eine entspre-
chende Regelung vorgesehen.
Die in Artikel 2 Nr. 3, 4 und 5 Buchstabe a vorgesehenen
gesetzlichen Änderungen stehen im Zusammenhang mit
den zum 1. April 2002 geplanten Änderungen im Laufbahn-
recht der Soldaten und sollen zeitgleich mit diesen in Kraft
treten.
Das spätere Inkrafttreten der in Artikel 14 Nr. 2 vorgesehe-
nen Aufhebung des § 3 der Gesamtbeitragsverordnung be-
rücksichtigt, dass der Bundesanstalt für Arbeit für Wehr-
dienstleistende, die ihren Dienst bis zum 31. Dezember
2001 begonnen haben und im Laufe des Jahres 2002 ar-
beitslos werden, aufgrund der Übergangsregelung zur An-
wendung des bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Rechts
noch erhöhte Aufwendungen entstehen.

C. Kostendarstellung
Die mit dem Gesetzentwurf vorgesehenen Maßnahmen wir-
ken sich voraussichtlich nicht auf die Einzelpreise und das
Preisniveau, besonders das Verbraucherpreisniveau, aus.
Mit der Einführung des abschnittsweisen Grundwehrdiens-
tes können Kosten bei Wirtschaftsunternehmen entstehen;
sie sind jedoch nicht quantifizierbar. Durch administrative
Maßnahmen, insbesondere die Schaffung von frühzeitiger
Planungssicherheit für alle Beteiligten und die über den
Wehrpflichtigen erfolgende Einbindung der Arbeitgeber-
interessen bei der Festlegung der Wehrdienstabschnitte,
wird sichergestellt, dass sich die Belastungen in einem ver-
tretbaren Rahmen halten.

Der Gesetzentwurf wird zu folgenden Mehrausgaben für die
öffentlichen Haushalte führen:

Zu Artikel 4 (Gesetz zur Anpassung der Personal-
stärke der Streitkräfte)

Im Bereich der Versorgung entstehen temporäre Mehrkos-
ten dadurch, dass

l Berufssoldaten zu einem früheren Zeitpunkt als nach der
für sie sonst geltenden Altersgrenzenregelungen mit An-
spruch auf Ruhegehalt in den Ruhestand versetzt wer-
den,

l Leistungen an „umgewandelte“ Berufssoldaten als nun-
mehr ausscheidende Soldaten auf Zeit zu gewähren sind.

Die Mehrkosten für vorzeitige Zurruhesetzungen entstehen
ab dem Jahr 2002. Dabei wird von einer Zurruhesetzungs-
quote von jährlich 600 Soldaten für die Dauer von fünf Jah-
ren, also insgesamt von 3 000 Zurruhesetzungen, ausgegan-
gen. Dadurch entstehen in den kommenden Jahren folgende
Kosten:

2002 21,3 Mio. DM

2003 64,0 Mio. DM

2004 106,6 Mio. DM

2005 145,3 Mio. DM

2006 175,9 Mio. DM

2007 168,0 Mio. DM

2008 125,3 Mio. DM

2009 82,7 Mio. DM

2010 44,0 Mio. DM

2011 13,3 Mio. DM

Ab dem Jahr 2007 bis zum Jahr 2011 vermindern sich die
Kosten durch Erreichen der sonst maßgeblichen Altersgren-
zen. Etwa ab dem Jahr 2012 entfallen Mehrkosten.

Die jährlich zu veranschlagenden Mehrkosten für die er-
höhte Übergangsbeihilfe nach § 4 betragen 1,7 Mio. DM.
Hierbei wird von 80 zusätzlichen Umwandlern Berufssolda-
ten/Soldaten auf Zeit ausgegangen, die durchschnittlich der
Besoldungsgruppe A 13 (monatlich Brutto 7 100 DM) an-
gehören und als Soldat auf Zeit nach 18 Dienstjahren aus-
scheiden; die Erhöhung der Übergangsbeihilfe beträgt daher
pro durchschnittlichem Umwandlungsfall etwa 21 600 DM
(3 600 DM × 6 = Dienstzeit über SaZ 12).



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 35 – Drucksache 14/6881

Hinzu kommen die Kosten, die auch dann anfielen, wenn
ohne den Umwandlungsanreiz Berufssoldaten von der
Möglichkeit der Umwandlung ihres Dienstverhältnisses
nach § 45a des Soldatengesetzes Gebrauch machen würden:

1. Übergangsbeihilfen etwa 3 408 000 DM

2. Übergangsgebührnisse etwa 16 700 000 DM

3. Sächliche Fachausbildungskosten etwa 800 000 DM

4. Ausbildungszuschüsse etwa 800 000 DM

5. Nachversicherungsbeiträge zur
gesetzlichen Rentenversicherung etwa 21 600 000 DM

Insgesamt würde dies ein jährliches Kostenvolumen von
45 Mio. DM bedeuten.

Einsparungen entstehen in den Folgejahren, in denen die in
Soldaten auf Zeit „umgewandelten“ Berufssoldaten ohne
Statusänderung ihre lebenslange Versorgung und gegebe-
nenfalls Hinterbliebenenversorgung erhalten hätten.

Zu Artikel 5 (Wehrsoldgesetz)

Durch Zahlung des Wehrdienstzuschlages ab dem zehnten
Dienstmonat (bisher: ab dem elften Dienstmonat) entstehen
Mehrkosten von rund 10 Mio. DM in 2002 und rund 20 Mio.
DM beginnend ab 2003. Wegen der Einführung des ge-
staffelt ansteigenden Wehrdienstzuschlags entstehen Mehr-
ausgaben in Höhe von rund 18,7 Mio. DM in 2002 und rund
19,5 Mio. DM beginnend ab 2003.

Durch die Umstellung auf die tageweise Berechnung der
besonderen Zuwendung und des Entlassungsgeldes entste-
hen Mehrausgaben von 0,5 Mio. DM pro Haushaltsjahr. Für
die Schaltjahre 2004 und 2008 erhöht sich der Betrag durch
die neue Berechnungsart auf 0,6 Mio. DM.

Die zu erwartenden Mehrkosten hinsichtlich der Über-
gangsregelung nach § 52 des Wehrpflichtgesetzes sind ab-
hängig vom Antragsverhalten der etwa 1 200 betroffenen
Grundwehrdienstleistenden. Die genauen Kosten können
nicht angegeben werden. Da von wenigen Anträgen auszu-
gehen ist, sind nur geringe Mehrkosten zu erwarten (maxi-
mal 187,50 DM je Antragsteller). Im Bereich des Zivil-
dienstes wird mit etwa 2 000 Anträgen auf verlängerte
Dienstzeit gerechnet.

Zu den Artikeln 6 und 12 (Verordnung über die
Vergütung für Soldaten
mit besonderer zeitlicher
Belastung und die
Verordnung über den
erhöhten Wehrsold für
Soldaten mit besonderer
zeitlicher Belastung)

Die Änderung der beiden Verordnungen führt zu Mehrkosten
in Höhe von rund 170 000 DM jährlich (Wehrsoldempfänger
etwa 85 000 DM; Soldaten auf Zeit ebenfalls etwa 85 000
DM).

Zu Artikel 13 (Änderung des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch)

Die Neuregelungen im Versicherungs- und Leistungsrecht
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch führen ab Mitte des
Jahres 2002 zu Mindereinnahmen der Bundesanstalt für Ar-
beit auf Grund geringerer Beitragszahlungen für versiche-
rungspflichtige Wehrdienstleistende und Zivildienstleis-
tende. Dem stehen geringere Ausgaben für Arbeitslosengeld
gegenüber. Die Ausgaben für Arbeitslosenhilfe dürften ins-
gesamt nur geringfügig steigen.

Im Übrigen wird der Gesetzentwurf zu keinen oder nur ge-
ringen, nicht bezifferbaren Mehrausgaben für die öffentli-
chen Haushalte führen.

D. Beteiligung der zuständigen Gewerkschaften
und Verbände

Im Rahmen der Verbändebeteiligung haben der Deutsche
Gewerkschaftsbund (DGB), der Deutsche Bundeswehr-Ver-
band e. V. (DBwV), der Deutsche Beamtenbund (DBB), der
Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK), der
Deutsche Städtetag, das Kommissariat der Deutschen Bi-
schöfe, der Beirat für den Zivildienst, die Bundesarbeitsge-
meinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V. (BAGFW),
der Paritätische Wohlfahrtsverband und die Deutsche Kran-
kenhausgesellschaft (DKG) zu dem Gesetzentwurf Stellung
genommen und im Wesentlichen Folgendes ausgeführt:

Zu den Artikeln 1 und 9 (Änderung des Wehr-
pflichtgesetzes und des
Zivildienstgesetzes)

Der DBwV lehnt eine Verkürzung des Grundwehrdienstes
auf neun Monate ab. Die erforderliche solide allgemeine
Ausbildung und eine qualifizierte Spezialausbildung in den
Einsatzverbänden seien so nicht sichergestellt und damit der
Erhalt der allgemeinen Wehrpflicht nicht gewährleistet.

Der DGB fordert, dass Wehrpflichtige künftig nur noch in-
nerhalb eines Jahres nach Feststellung ihrer Verfügbarkeit
für den Wehrdienst einberufen werden können. Sollte zwi-
schenzeitlich ein Einberufungshindernis entstanden sein,
solle die Einberufung nur noch innerhalb von sechs Mona-
ten nach Wegfall des Hindernisses möglich sein, längstens
aber bis zur Vollendung des 28. Lebensjahres.

DGB, DBwV, DIHK und das Kommissariat der Deutschen
Bischöfe fordern, dass bei der Festlegung, den Grundwehr-
dienst in Abschnitten zu leisten, nicht allein der Bedarf der
Streitkräfte Kriterium sein solle. Vielmehr sollten auch der
Wehrpflichtige und sein Arbeitgeber hierauf Einfluss haben.
Diese Forderung wird für den Bereich des Zivildienstes
auch durch die BAGFW und den Paritätischen Wohlfahrts-
verband erhoben.

Der DIHK regt an, Grundwehrdienstabschnitte, die zwei
Jahre nach dem Abschluss des sechsmonatigen ersten Ab-
schnittes noch nicht abgeleistet sind, verfallen zu lassen.

DGB und DBwV lehnen die Möglichkeit ab, freiwilligen
zusätzlichen Wehrdienst Leistende ohne deren Einverständ-
nis entlassen zu können.
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Hierzu ist zu bemerken:
Durch die Verkürzung des Grundwehrdienstes von zehn auf
neun Monate wird die allgemeine Wehrpflicht in ihrem We-
sen nicht verändert und die Einsatzbereitschaft der Wehr-
pflichtigen nicht in Frage gestellt. Unter Einschränkung der
Verweildauer auf dem Funktionsdienstposten wird die
Dauer der allgemeinen Grundausbildung künftig regelmä-
ßig von bisher zwei auf drei Monate angehoben, um den ge-
stiegenen Anforderungen in der Verwendung ausbildungs-
mäßig Rechnung zu tragen. Auch die weiterführende, nach
Organisationsbereich und Zugehörigkeit zur Teilstreitkraft
differenzierte Ausbildung (im Heer Spezialgrundausbil-
dung) ist zeitlich jeweils so zu bemessen, dass die Anforde-
rungen in der jeweiligen Verwendung auf dem Funktions-
dienstposten erfüllt werden können.
Dem Vorschlag des DGB, den Verfügbarkeitszeitraum eines
Wehrpflichtigen von derzeit sechs Jahren – mit Modifikatio-
nen – auf ein Jahr zu verkürzen, kann mit Blick auf die zu
gewährleistende, mit der allgemeinen Wehrpflicht untrenn-
bar verbundene Wehrgerechtigkeit nicht gefolgt werden. Er
würde die Möglichkeiten der Wehrersatzbehörden, auch
schwerer einplanbare Wehrpflichtige zur Erfüllung ihres
Pflichtwehrdienstes heranzuziehen, von vornherein auf ein
Minimum reduzieren. Der Gesetzgeber ist bei der Einfüh-
rung der allgemeinen Wehrpflicht davon ausgegangen, dass
jeder verfügbare Wehrpflichtige auch tatsächlich herangezo-
gen wird. Mit Einräumung einer Heranziehungsspanne von
früher neun und heute regelmäßig sechs Jahren hat er be-
wusst die Voraussetzungen dafür geschaffen.
Es wird administrativ sichergestellt, dass kein Wehrpflichti-
ger gegen seinen Willen zu einem abschnittsweisen Grund-
wehrdienst und kein Zivildienstleistender gegen seinen Wil-
len zu einem abschnittsweisen Zivildienst einberufen wird.
Die Einberufung von der Zustimmung des jeweiligen Ar-
beitgebers eines Wehrpflichtigen abhängig zu machen, ist
mit der Wehrform der allgemeinen Wehrpflicht nicht verein-
bar. Dies gilt auch für den Vorschlag des DIHK, Grund-
wehrdienstabschnitte, die zwei Jahre nach dem Abschluss
des 6-monatigen ersten Abschnittes noch nicht abgeleistet
sind, verfallen zu lassen.
Die Notwendigkeit, die Gesamtdauer des festgesetzten
Wehrdienstes eines freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst
Leistenden auch ohne dessen Zustimmung verkürzen zu
können, ist im Gesetzentwurf ausführlich begründet wor-
den. An dieser Auffassung wird festgehalten.

Zu Artikel 2 (Änderung des Soldatengesetzes)
DGB und DBwV regen an, über die vorgesehene Sonder-
regelung für wehrdienstbeschädigte Soldaten hinaus eine
weitergehende Regelung zu schaffen, um die berufliche Zu-
kunft des im Staatsdienst verletzten Soldaten soweit wie
möglich zu sichern. Auf seinen Antrag hin solle er, wenn
die Dienstfähigkeit für den Soldatenberuf nicht feststellbar
sei, im öffentlichen Dienst in einem Arbeiter-, Angestellten-
oder Beamtenverhältnis weiter beschäftigt werden.
Hierzu ist zu bemerken:
Es ist nicht beabsichtigt, im Soldatengesetz einen gesetzli-
chen Anspruch auf Weiterbeschäftigung wehrdienstbeschä-
digter Soldaten im Status eines Beamten, Angestellten oder
Arbeiters zu normieren. Bereits nach geltendem Recht wird

im Einzelfall geprüft, ob einem geschädigten Soldaten eine
andere berufliche Perspektive im Bereich der Bundeswehr
aufgezeigt werden kann. Dies ist aber an bestimmte tarif-
oder laufbahnrechtliche Vorgaben gebunden, die eine Ein-
zelfallprüfung erforderlich machen und einem gesetzlichen
Anspruch entgegenstehen.

Zu Artikel 4 (Personalanpassungsgesetz)
DGB und DBwV fordern, die im Entwurf eines Personal-
anpassungsgesetzes enthaltenen zahlenmäßigen Begrenzun-
gen für Zurruhesetzungen nicht vorzusehen. Zur Erreichung
eines ausreichend großen Adressatenkreises müssten zudem
eine Herabsetzung des Mindestalters für vorzeitige Zur-
ruhesetzungen auf 48 Jahre sowie finanzielle Verbesserun-
gen im Hinblick auf versorgungsrechtliche Vorschriften auf-
genommen werden. Weiterhin müsse die allgemeine Lauf-
bahnerwartung bei der Bemessung des Ruhegehaltes be-
rücksichtigt werden.
Hierzu ist zu bemerken:
Mit der Zurruhesetzung von 3 000 Berufssoldaten wird der
voraussichtlich erhebliche Planstellenbedarf, der durch die
Anpassung an die neue Zielstruktur der Streitkräfte mit ih-
ren neuen Aufgaben entstehen wird, maßgeblich verringert.
Der Verzicht auf eine zahlenmäßige Begrenzung ist ange-
sichts der angespannten Haushaltslage finanziell nicht ver-
tretbar. Dies gilt gleichermaßen für das geforderte Min-
destalter von 48 Jahren für vorzeitige Zurruhesetzungen.
Die Versorgung auf der Grundlage der allgemeinen Lauf-
bahnperspektive wäre unter dem Gesichtspunkt des Gleich-
klangs der sozialen Sicherungssysteme nicht vertretbar.

Zu Artikel 5 (Änderung des Wehrsoldgesetzes)
DGB und DBwV fordern über die bereits vorgesehenen
Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität des Wehr-
dienstes hinaus weitere finanzielle Verbesserungen hinsicht-
lich des Entlassungsgeldes, der besonderen Zuwendung so-
wie des erhöhten Wehrsoldes für Soldaten mit besonderer
zeitlicher Belastung. Die Verbände lehnen eine Anpassung
der besonderen Zuwendung sowie des Entlassungsgeldes an
den auf neun Monate verkürzten Wehrdienst ab.
Hierzu ist zu bemerken:
Den Forderungen nach weiteren finanziellen Verbesserun-
gen sind angesichts der angespannten Haushaltslage deut-
liche Grenzen gesetzt, so dass eine Realisierbarkeit zum
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht möglich ist.

Zu den Artikeln 7 und 8 (Änderung des Arbeits-
platzschutzgesetzes und
Änderung des Unterhalts-
sicherungsgesetzes)

Der DGB und der DBwV fordern Verbesserungen der sozia-
len Rahmenbedingungen beim Arbeitsplatzschutz und eine
Erhöhung der Leistungen nach dem Unterhaltssicherungs-
gesetz.
Hierzu ist zu bemerken:
Es ist nicht vorgesehen, das Arbeitsplatzschutzgesetz im ge-
nannten Sinne zu ändern. Leistungen nach dem Dritten Ab-
schnitt des Arbeitsplatzschutzgesetzes sollen nur dann an
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den Wehrpflichtigen gewährt werden, wenn der jeweilige
Vertrag für eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung mindestens zwölf Monate vor Beginn des Grund-
wehrdienstes besteht. Dadurch wird von dem Grundwehr-
dienstleistenden dokumentiert, dass für die Zeit des Wehr-
dienstes und danach eine Altersversorgung angestrebt wird,
keine kurzfristige Vermögensbildung.

Die Leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz wer-
den allgemein als zurzeit ausreichend angesehen, zumal erst
1998 Leistungsverbesserungen vorgenommen worden sind.

Zu Artikel 13 (Änderung des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch)

DGB und DBwV fordern eine Verlängerung der Bezugs-
dauer von Arbeitslosengeld; abgelehnt wird – auch seitens
des Kommissariats der Deutschen Bischöfe – eine Verlän-
gerung des (nicht der Versicherungspflicht unterliegenden)
Zeitraums der Beschäftigungssuche von zwei auf vier Mo-
nate vor dem Eintritt einer Versicherungspflicht.

Hierzu ist zu bemerken:

Die Verlängerung des (nicht versicherungspflichtigen) Zeit-
raums der Beschäftigungssuche nach dem Abschluss der
Schulausbildung von zwei auf vier Monate berücksichtigt,
dass mit der Versicherungspflicht auf Grund des Wehrdiens-
tes der Zugang zum Versicherungsanspruch auf Arbeitslo-
sengeld, zu der daran anknüpfenden unbefristeten Arbeits-
losenhilfe und zum gesamten Leistungsspektrum der akti-
ven Arbeitsförderung eröffnet ist. Wegen der Verkürzung
der Anwartschaftszeit stellt der Gesetzgeber deshalb stren-
gere Anforderungen an die Arbeitnehmereigenschaft der
Betroffenen. Dabei ist auch zu bedenken, dass es sich bei
diesem Personenkreis im Regelfall um Schüler handelt, die
zuvor noch keine Beiträge zur Arbeitsförderung entrichtet
haben.

Die kürzere Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld ist
systemgerecht. Dem Dienstleistenden wird mit der Neu-
regelung das Privileg einer kürzeren Anwartschaftszeit ein-
geräumt. Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld ist bereits nach
sechs Monaten Wehrdienst begründet. Schon dieses Privileg
begünstigt die Betroffenen gegenüber „normalen“ Arbeit-
nehmern. Es besteht kein Anlass, die Betreffenden auch
noch bei der Festsetzung der Dauer des Anspruchs auf Ar-
beitslosengeld, d. h. im Verhältnis von Versicherungszeit
und Anspruchsdauer (2:1), günstiger zu stellen. Außerdem
besteht nach der Erschöpfung des Anspruchs auf Arbeits-
losengeld regelmäßig Anspruch auf Arbeitslosenhilfe.

Bei der Neuregelung des § 26 Abs. 1 Nr. 3 des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch handelt es sich um eine im Vergleich
zum bisherigen Recht günstigere Regelung, da in derartigen
Fällen auf besondere Vorversicherungstatbestände gänzlich
verzichtet wird. Personen, die die Vorversicherungszeit er-
füllen, haben auch – wie bisher – mit einem freiwilligen zu-

sätzlichen Wehrdienst von weniger als 14 Monaten An-
spruch auf Arbeitslosengeld.
Weitere Forderungen
Der DBwV fordert, die Rechtsverhältnisse der früheren Sol-
daten der ehemaligen Nationalen Volksarmee zu regeln. Da-
bei sollte klargestellt werden, dass Wehrdienst in der ehe-
maligen Nationalen Volksarmee wie Wehrdienst in der Bun-
deswehr zu bewerten sei. Ferner bedürfe es einer gesetzli-
chen Dienstzeitregelung einschließlich der Möglichkeit zur
Teilzeitbeschäftigung sowie einer Altersteilzeitregelung.
Gefordert wird ferner eine angemessene Vergütung von
mehr geleistetem Dienst. Entsprechend dem Beamtenrecht
sollten die wichtigsten Personalmaßnahmen (Kommandie-
rung, Versetzung, Dienstpostenwechsel) gesetzlich normiert
werden.
Weiterhin sollten der Anwendungsbereich des § 20a des
Soldatengesetzes eingeschränkt und die Soldaten auf Zeit
sowie die BO 41 (Berufsoffiziere mit einer besonderen
Altersgrenze von 41 Jahren) herausgenommen werden. Die
BO 41 seien nach Ausscheiden aus dem Dienst in einer ähn-
lichen Lage wie Soldaten auf Zeit. Sie erhielten nur eine
Grundversorgung und seien auf eine weitere berufliche Kar-
riere angewiesen.
Der DBB fordert, die Regelungen des Personalanpassungs-
gesetzes auf den Bereich der Beamten zu übertragen.
Hierzu ist zu bemerken:
Die Forderungen des DBwV waren schon Gegenstand
mehrmaliger Planungsüberlegungen und Prüfungen. Nach
deren Ergebnis ist unter den für die Streitkräfte derzeit gel-
tenden Rahmenbedingungen kein gesetzgeberischer Hand-
lungsbedarf festzustellen.
Der Einführung einer gesetzlichen Dienstzeitregelung steht
die Forderung nach hoher Einsatzbereitschaft und jeder-
zeitiger Verfügbarkeit entgegen. Gegen die Übernahme des
Modells der so genannten geblockten Altersteilzeit spricht
der Umstand, dass die Zielgruppe bei den Soldaten auf
Grund der besonderen Altersgrenzen regelmäßig deutlich
jünger wäre als bei den Beamten und dass der mit diesem
Modell regelmäßig verbundene Einschnitt im Einkommen
in diesem Alter meist nicht verkraftet werden kann. Im Hin-
blick auf die Korruptionsbekämpfung und die Einheitlich-
keit des öffentlichen Dienstrechts ist es weiterhin erforder-
lich, dass Soldaten auf Zeit und die BO 41 dem Anwen-
dungsbereich des § 20a des Soldatengesetzes grundsätzlich
unterfallen. Deshalb hat die Bundesregierung die Überle-
gung, zumindest Soldaten auf Zeit gänzlich aus dem An-
wendungsbereich des § 20a des Soldatengesetzes herauszu-
nehmen, nicht weiter verfolgt.
Die im Soldatenbereich vorgesehene Vorruhestandsrege-
lung hat nicht den Personalabbau zum Hintergrund und
kann daher nicht auf den Bereich der Beamten übertragen
werden.
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